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der Perspektiven von Deutschen und Israelis. Wäh-
rend die Befragungsergebnisse in Israel ein weiter-
hin hohes Vertrauen in Deutschland zeigen, nimmt 
in Deutschland das Verständnis für Israel ab – nicht 
zuletzt in Reaktion auf den Krieg, aber auch als Aus-
druck einer breiteren gesellschaftlichen Entfrem-
dung.

Gleichzeitig ist zu erkennen: Das Fundament der  
Beziehungen ist zwar stabil, doch es ist nicht mehr 
selbstverständlich. Erinnerungsarbeit allein reicht 
nicht mehr aus, um dieses Verhältnis zu tragen. Sie 
muss mit politischer Bildung, kritischer Reflexion 
und einem offenen, von Respekt getragenen Dialog 
über Gegenwart und Zukunft der bilateralen Bezie-
hungen verbunden werden.

Unsere Untersuchung zeigt, dass die Beziehungen 
zwischen Deutschland und Israel heute stärker von 
Ambivalenzen geprägt sind als je zuvor, aber auch, 
dass sie über belastbare Strukturen verfügen, die  
sie tragen können. Es ist diese Spannung zwischen  
Nähe und Differenz, aus der die Chance erwächst, 
das Verhältnis neu zu denken und zu gestalten.

Wir danken den Autor:innen Jenny Hestermann, 
Lutz Ickstadt und Magnus Wagner für die Analyse 
und Bewertung der Ergebnisse, sowie pollytix stra-
tegic research in Deutschland und New Wave Re-
search in Israel für die Durchführung der Erhebun-
gen. Unser besonderer Dank gilt Prof. Dan Diner für 
sein Nachwort, in dem er die aktuellen diskursiven 
Verschiebungen im deutschen Israelbild ebenso klar 
wie sensibel analysiert und einordnet.

Vorwort

Deutschland trägt aufgrund seiner Geschichte eine 
besondere Verantwortung für das jüdische Volk und 
den Staat Israel. Die Bertelsmann Stiftung engagiert 
sich deswegen ebenso wie viele andere Akteur:innen 
seit Langem für die Stärkung der deutsch-israeli-
schen Beziehungen. So ist in den vergangenen Jahr-
zehnten ein dichtes Netzwerk des Dialogs und der 
Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern in den 
verschiedensten Bereichen – Bildung, Wissenschaft, 
Kultur, Zivilgesellschaft, Politik und Wirtschaft – 
entstanden.

Doch das Umfeld, in dem diese Beziehungen heute 
bestehen, hat sich dramatisch verändert. Die Terror-
anschläge der Hamas am 7. Oktober 2023, der Krieg 
im Gazastreifen und die Wellen antisemitischer Ge-
walt und Rhetorik in Deutschland wie in vielen an-
deren Teilen der Welt stellen die deutsch-israeli-
schen Beziehungen auf eine Bewährungsprobe. Die 
Erschütterungen reichen weit über Israel hinaus: Sie 
haben auch in Deutschland gesellschaftliche Span-
nungen und politische Polarisierungen offengelegt. 
Gestritten wird dabei um Solidarität und Menschen-
rechte, um moralische Verpflichtung und eine am 
Sicherheitsgedanken orientierte Realpolitik.

Diese veränderten Bedingungen prägen auch die hier  
vorliegende erweiterte Studie, mit der die Bertels-
mann Stiftung ihre Reihe der Tiefenbohrungen zu 
den deutsch-israelischen Wahrnehmungen und Ein-
stellungen nach 2007, 2013 und 2021 fortsetzt. Die 
Untersuchung baut auf der Kompaktauswertung 
vom Mai 2025 auf und bezieht nun alle erhobenen 
Items in eine ausführliche Auswertung ein. Dadurch 
entsteht ein umfassendes und differenziertes Bild 

Stephan Vopel
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Vorwort

Möge diese Studie dazu beitragen, die gegenseitige  
Wahrnehmung in einer herausfordernden Zeit zu 
schärfen – und den Blick auf das zu lenken, was 
trotz aller Spannungen die meisten Menschen in 
beiden Ländern verbindet: das gemeinsame Streben 
nach Demokratie, Freiheit, Sicherheit und Verstän-
digung.
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Einleitung

Fragen nach Solidarität und Kritik, nach historischer 
Verantwortung, Sicherheit und Menschenrechten 
werden in Deutschland wie in Israel intensiver und 
kontroverser verhandelt als zuvor. Die deutsch-is-
raelischen Beziehungen stehen damit nicht nur vor 
einer kurzfristigen Bewährungsprobe, sondern in 
einer Phase langfristiger Neujustierung. Das sollte 
umso mehr Anlass sein, genauer hinzuschauen, die 
gegenseitige Wahrnehmung zu schärfen und eine 
kritische Selbstbefragung vorzunehmen. 

Insgesamt zeichnen unsere Ergebnisse ein ambiva
lentes Bild: Einerseits ist mit der breiten Zustim-
mung zur Demokratie in beiden Ländern eine ver-
lässliche gemeinsame Grundlage gelegt. Auf der 
anderen Seite schwindet die Zufriedenheit mit deren 
konkreter Ausgestaltung – vor allem in Israel. 

Und auch wenn die Erinnerung an den Holocaust für 
beide Länder ein bleibender gemeinsamer Bezugs-
punkt ist, driften die damit verbundenen Erwar-
tungen auseinander: Das zeigt sich ebenso bei der 
Frage, ob Deutschland eine besondere Verantwor-
tung für das jüdische Volk und den Staat Israel hat, 
wie bei der Ausgestaltung dieser Verantwortung. In 
Israel bestehen insgesamt deutlich konkretere, an 
das eigene Land gebundene Erwartungen, während 
in Deutschland vor allem die jüngere Generation aus 
dem Holocaust eine allgemeinere Verantwortung für 
die universellen Menschenrechte ableitet.

Bei der Einschätzung von Antisemitismus als einem 
gesellschaftlichen Problem in Deutschland gehen die 
Einschätzungen zwischen beiden Ländern auseinan-
der. In Deutschland wird dieses Problem als kleiner 
angesehen, zudem besteht überwiegend die Auffas-
sung, dass die deutsche Politik bereits genug für die 

Die Beziehungen zwischen Deutschland und Israel  
sind einzigartig. Geprägt von der Erinnerung an die  
Shoah und getragen von dem Anspruch, daraus prak-
tische Konsequenzen für heute zu ziehen, gelten sie 
als „besonders“. Doch was bedeutet diese Besonder
heit im Jahr 2025? Haben der Terrorangriff der Hamas 
auf Israel am 7. Oktober 2023 und der nachfolgende 
Krieg Israels gegen die Hamas im Gazastreifen Spu-
ren im bilateralen Verhältnis hinterlassen? Wie bli-
cken Deutsche und Israelis heute aufeinander, welche 
Erwartungen und Bilder prägen das gegenseitige Ver-
hältnis und welche Verantwortung resultiert daraus 
in einer Zeit wachsender geopolitischer Spannungen 
und gesellschaftlicher Polarisierung?

Unsere aktuelle Studie zur gegenseitigen Wahrneh-
mung von Israelis und Deutschen liefert dazu auf-
schlussreiche Erkenntnisse. Auf der Basis einer re-
präsentativen Doppelbefragung in beiden Ländern 
gibt sie Einblicke in das politische Selbstverständnis 
in beiden Gesellschaften, die Rolle der Geschichte 
für die Gegenwart, die Erwartungen an die deutsche 
Nahostpolitik sowie die Wahrnehmung von Anti
semitismus und internationaler Verantwortung. 

Mit dieser Studie setzt die Bertelsmann Stiftung ihre 
langjährige Reihe empirischer Analysen zur Ent
wicklung der deutsch-israelischen Beziehungen fort. 
Die Untersuchung erscheint zu einem Zeitpunkt, an 
dem der durch den Terrorangriff der Hamas am 7. 
Oktober 2023 ausgelöste Krieg und seine Folgen die 
Beziehungen zwischen Deutschland und Israel wei-
terhin prägen. Auch über das unmittelbare Kriegs-
geschehen hinaus haben sich die politischen Debat-
ten, gesellschaftlichen Auseinandersetzungen und 
öffentlichen Wahrnehmungen in beiden Ländern 
nachhaltig verändert.
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Einleitung

Zudem haben wir zwischen Wählergruppen der im 
Bundestag vertretenen Parteien CDU/CSU, AfD, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke unterschieden. 

In der israelischen Stichprobe ist neben der Unter-
scheidung nach Alter und Geschlecht die Zugehörig-
keit zur jüdischen oder arabischen Bevölkerungs-
gruppe relevant. Innerhalb der jüdischen Bevölkerung 
haben wir zusätzlich nach den Formen der Religio-
sität unterschieden. Dafür haben wir die Selbstein-
schätzung der jüdischen Befragten zu den religiösen 
Einstellungen säkular, traditionell, religiös und ult-
raorthodox zugrunde gelegt. Die israelische Gesell-
schaft ist in erheblichem Maße entlang dieser religi-
ösen Sektoren strukturiert, auch wenn die Grenzen 
nicht immer eindeutig trennscharf verlaufen. Daher 
geben wir im Folgenden einen kurzen Überblick über 
die wichtigsten Gruppen, auf die wir uns in der vor-
liegenden Untersuchung wiederholt beziehen.1 

Säkulare (Hilonim) – Anteil etwa 45 Prozent; leben 
überwiegend ohne religiöse Praxis, jüdische Gesetze 
gelten nicht als bindend; sehen sich als Teil einer  
modernen, westlich geprägten Gesellschaft; politisch 
häufig in der Mitte oder im liberalen Parteienspek
trum verortet; vorwiegend ashkenasischer Herkunft.

Traditionelle (Masortim) – Anteil etwa 33 Prozent; 
befolgen religiöse Praktiken selektiv, etwa die Ein-
haltung von Feiertagen, weniger strikt bei Alltags-
regeln; Brückenposition zwischen säkularen und 
religiösen Gruppen; politisch oft eher rechts oder 
mitte-rechts orientiert; häufig sephardisch/mizra-
chisch geprägt.

Religiöse (Datim) – Anteil etwa zwölf Prozent; be-
trachten die jüdischen Gesetze als verbindlich, kom-
binieren aber religiöse Praxis mit Engagement in  
säkularen Bereichen (z. B. Bildung, Arbeitsmarkt); 
starke Verknüpfung von Judentum und Zionismus; 
nationalreligiöse Strömung prägt besonders die 
Siedlungsbewegung; politisch stark vertreten in na-
tionalreligiösen Parteien (z. B. HaTzionut HaDatit).

1	 Die Prozentangaben beziehen sich auf die jüdische  
Bevölkerung Israels (Stand 2022).

Sicherheit von Jüdinnen und Juden tut. In Israel sieht 
man das deutlich kritischer und liegt damit näher an 
der Realität einer Zunahme antisemitischer Strafta-
ten in Deutschland.

Interessante Befunde ergibt eine tiefergehende ge-
sellschaftliche Analyse in beiden Ländern. In Israel 
spielen erwartungsgemäß vor allem Unterschiede 
zwischen jüdischen und arabischen Befragten eine 
Rolle, da es für letztere keine familiär-biografischen 
Verbindungen zum Holocaust gibt. In Deutschland 
hingegen sind nicht, wie man erwarten könnte, Ost-
West-Unterschiede relevant, sondern eher Alter, po-
litische Einstellung und Geschlecht. So gehen Män-
ner weitaus häufiger davon aus, dass Jüdinnen und 
Juden in Deutschland sicher leben und dass die Po-
litik genug für ihre Sicherheit tut. Sie nehmen weni-
ger Diskriminierung wahr und sind zugleich stärker 
klassisch antisemitisch eingestellt. Besonders alar-
mierend ist der Anstieg antisemitischer Haltungen 
unter jungen Menschen. Unter AfD-Wähler:innen 
sind antisemitische Einstellungen am weitesten ver-
breitet, unter Wähler:innen von Bündnis 90/Die 
Grünen am wenigsten.

Diese empirischen Erkenntnisse sowie Trends, die 
seit der letzten Befragung belegbar sind, sind Stoff 
für Debatten. Zugleich können sie in emotional auf-
geladenen Zeiten zur Differenzierung und damit zur 
Versachlichung beitragen. Im besten Fall helfen sie 
uns, in Hinblick auf die deutsch-israelischen Bezie-
hungen das bislang Erreichte zu reflektieren und die 
Frage zu beantworten, wie wir, Deutsche und Israe-
lis, unsere Beziehung in Zukunft verantwortungsvoll 
gestalten können und wollen.

Anlage der Studie

In dieser Studie untersuchen wir Einstellungsunter-
schiede entlang soziodemografischer Faktoren und 
politischer Einstellungen. Dabei haben wir Besonder
heiten der jeweiligen Gesellschaft berücksichtigt: Für 
die deutsche Stichprobe erfolgte eine Differenzie-
rung nach Alter, Geschlecht, formalem Bildungsstand 
sowie nach Wohnort in Ost- oder Westdeutschland. 
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Einleitung

HaMachane HaMamlachti (‚Staatliches Lager‘) – 
Mitte-rechts-Bündnis um Benny Gantz und Gideon 
Sa’ar. Betont sicherheitsorientierte Politik, institu-
tionelle Stabilität und pragmatische Regierungsfüh-
rung.

Auch die Migrationsgeschichte jüdischer Familien 
macht in Israel einen Unterschied: Noch immer be-
einflusst eine europäische (Ashkenazim) oder ara-
bische (Sephardim3) Herkunft gesellschaftliche 
Positionen und die politische Repräsentation in ver-
schiedenen Parteien. Aufgrund einer uneindeutigen 
Abgrenzbarkeit zwischen beiden Gruppen und in-
haltlicher Priorisierungen wurde auf diese Differen-
zierung in der Darstellung allerdings verzichtet.

Methodensteckbrief

Die Daten für die vorliegende Studie hat das In-
stitut pollytix strategic research gmbh im Auf-
trag der Bertelsmann Stiftung erhoben. In Israel hat 
diese Aufgabe das israelische Partnerinstitut New 
Wave übernommen. Während die Datenerhebung 
in Deutschland vollständig online erfolgte (CAWI: 
Computer-Assisted Web Interview), kam in Israel 
ein hybrides Modell aus Online- und Telefoninter-
views zur Anwendung (CAWI und CATI: Computer-
Assisted Web Interview). 

In Deutschland wurden insgesamt 1.346, in Israel  
1.367 Menschen befragt. Einbezogen waren in 
Deutschland Wahlberechtigte ab 18 Jahren, in Israel 
bildete die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren die  
Ausgangsbasis. Die Erhebung fand zwischen dem  
24. Februar und dem 25. März 2025 statt. 

3	 Ursprünglich stammen sephardische Jüdinnen und 
Juden von der iberischen Halbinsel, nach ihrer Vertrei-
bung Ende des 15. Jahrhunderts ließen sie sich vor allem 
im Osmanischen Reich und in Nordafrika nieder. Daher 
gibt es Überschneidung zu der Bezeichnung Mizrachim, 
womit vor allem Jüdinnen und Juden aus der arabischen 
Welt in Afrika, Asien und dem Nahen Osten gemeint sind.

Ultraorthodoxe (Charedim) – Anteil etwa zehn  
Prozent; strikte Befolgung der Halacha (jüdische  
Gesetze), eigene Schulsysteme und Institutionen; 
Abgrenzung von säkularen Einflüssen und weit-
gehende Ablehnung der zionistischen Staatsidee, 
auch wenn politische Parteien stark von staatli-
cher Finanzierung profitieren; politisch organisiert 
vor allem in Schas (sephardisch) und Vereinigtem 
Thora-Judentum (ashkenasisch).

Bei der Parteipräferenz haben wir in Israel aus-
schließlich zwischen den Wählergruppen der vier 
größten Parteien in der Knesset differenziert, da nur 
hier ausreichende Fallzahlen vorlagen.2 Einbezogen 
in die Untersuchung sind daher Präferenzen  
für die Regierungsparteien Likud und HaTzionut 
HaDatit (einschließlich Otzma Jehudit) sowie die 
Oppositionsparteien Yesh Atid und HaMachane Ha-
Mamlachti. Im Folgenden geben wir einen kurzen 
Überblick über diese vier wichtigsten Parteien.

Likud – konservativ-nationale Partei, seit Jahr-
zehnten eine der dominierenden politischen Kräfte 
Israels, stellt derzeit die Regierung. Schwerpunkte 
sind Sicherheitspolitik, wirtschaftlicher Liberalis-
mus und traditionell-nationale Werte.

HaTzionut HaDatit (‚Religiöser Zionismus‘) – 
Bündnis religiös-nationalistischer Parteien, stark 
verbunden mit der Siedlungsbewegung im West
jordanland. Legt Wert auf nationale Identität, Reli-
gion und Sicherheit.

Yesh Atid (‚Es gibt eine Zukunft‘) – zentristisch- 
liberale Partei, gegründet von Yair Lapid. Fokus auf 
Modernisierung, bürgerliche Rechte, soziale Ge-
rechtigkeit und eine pragmatische Außenpolitik.

2	 Die Auswahl der Parteien erfolgte auf Grundlage einer 
Fallzahlgröße von n ≥ 99, die robuste Ergebnisse ver-
spricht. Nicht abgebildet in dieser Auswahl sind folglich 
auch Parteien, die in anderen Lagern der israelischen 
Politik zu verorten sind. Dazu zählen die ultraorthodo-
xen Parteien Schas und Vereinigtes Thora-Judentum,  
die arabische Partei Ra’am sowie Parteien des linken 
Spektrums wie HaDemokratim und Chadash-Ta’al.
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Einleitung

Zur Sicherstellung der Repräsentativität wurden die 
Daten entsprechend der amtlichen Statistik gewich-
tet. Die maximale statistische Fehlertoleranz beträgt 
bei der deutschen Stichprobe ± 2,7 Prozentpunkte, 
bei der israelischen Stichprobe ± 2,6 Prozentpunkte, 
jeweils bei einem 95-Prozent-Konfidenzintervall.

Einige Fragen aus den früheren Erhebungen haben 
wir in der aktuellen Untersuchung übernommen, um 
Entwicklungen nachvollziehbar zu machen; andere 
haben wir ergänzt, um aktuellen gesellschaftlichen 
und politischen Entwicklungen des bilateralen Ver-
hältnisses gerecht zu werden.
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in Deutschland und Israel die Demokratie als Staats-
form bewerten und wie zufrieden sie mit ihr sind. 

Demokratie als Staatsform 

Zunächst haben wir nach den prinzipiellen Einstel-
lungen zur Demokratie als Staatsform gefragt. Hier 
sind die Zustimmungswerte in beiden Ländern sehr 
hoch (Abb. 1): In Deutschland stimmen in der aktu-
ellen Befragung 86 Prozent der Aussage zu, dass die 
Demokratie die beste Staatsform sei, in Israel liegt 
die Zustimmung ähnlich hoch (83 Prozent). In bei-
den Ländern ist allerdings ein leichter Rückgang seit 
2021 zu verzeichnen: in Deutschland um zwei Pro-
zentpunkte und in Israel sogar um sechs Prozent-
punkte. 

Seit etwa einem Jahrzehnt geraten Demokratien 
weltweit zunehmend unter Druck – sowohl durch 
äußere autoritäre Einflüsse als auch durch innere 
politische Dynamiken. Rechtspopulistische und 
rechtsextreme Parteien gewinnen in vielen europä-
ischen Ländern an Zulauf; im Zuge dessen kam es in 
mehreren Staaten – darunter auch Israel – zu har-
ten Auseinandersetzungen um die Unabhängigkeit 
der Justiz. Die Coronapandemie hat tief in den Alltag 
der Menschen eingegriffen und zu einem wachsen-
den Misstrauen gegenüber staatlichem Handeln ge-
führt. Zugleich hat sich die öffentliche Debatte ver-
stärkt in den digitalen Raum, insbesondere in die 
Sozialen Medien verlagert, in deren Echoräumen ge-
meinsame Wirklichkeitsvorstellungen erodiert sind. 
Angesichts dieser Entwicklungen, die sich krisenhaft 
überlagern, wollten wir wissen, wie die Bürger:innen 

Einstellungen zur Demokratie

Abbildung 1 | Ist Demokratie die beste Staatsform?

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Zustimmung zur Aussage: „Die Demokratie ist die beste Staatsform.“ Prozentwerte 
summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung. 
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Einstellungen zur Demokratie

koalition seit Ende 2022 auch offen antiarabische 
Parteien mit. Das würde dafür sprechen, dass die 
Wahrnehmung gegenwärtiger politischer Zustände  
auch die grundsätzlicheren Einstellungen zur De-
mokratie beeinflusst. 

Im Vergleich zu weniger religiös eingestellten Jüdin-
nen und Juden fällt die Zustimmung zur Demokratie 
als Staatsform in ultraorthodoxen Kreisen zwar am 
niedrigsten aus; gleichwohl ist hier die Zustimmung 
mit 67 Prozent bemerkenswert hoch, da von den  
Ultraorthodoxen die Idee eines von Menschen er-
richteten Staates – im Gegensatz zu dem von Gott 
verheißenen – traditionell zurückgewiesen wird. 
Zudem lehnt diese religiöse Gruppe eine Einbezie-
hung in die allgemeine Wehrpflicht strikt ab und 
wendet sich damit gegen eine Pflicht, die ansonsten 
für alle Staatsbürger:innen gilt. 

Bei den Parteipräferenzen fällt auf, dass insbesondere 
unter Wähler:innen von Likud, Yesh Atid und HaMa-
chane HaMamlachti, also den Parteien, die dem Zen
trum zuzuordnen sind, die Zustimmung zur Demo-
kratie als bester Staatsform besonders hoch ist (92 
bis 95 Prozent), knapp dahinter liegen Wähler:innen 
der nationalreligiösen Partei HaTzionut HaDatit mit 
88 Prozent. Auch hier spiegeln die Antworten offen-
bar eine Bewertung der politischen Zustände – was 
sich vor allem in niedrigen Werten bei arabischen und 
linken Wählergruppen niederschlägt.

Zufriedenheit mit der gelebten 
Demokratie

Gegenüber der grundsätzlichen Zustimmung zur 
Demokratie als Staatsform fällt die Zufriedenheit 
mit ihrer konkreten Umsetzung in beiden Ländern 
deutlich geringer aus (Abb. 2, Seite 13). In Deutsch-
land äußern sich 57 Prozent zufrieden mit der beste-
henden Demokratie. Verglichen mit 2021 (66 Pro-
zent) ist dies ein deutlicher Rückgang. In Israel fällt 
die Zufriedenheit noch geringer aus. Hier äußern 
sich 44 Prozent der Befragten zufrieden, was eben-
falls einen starken Rückgang gegenüber 2021 (52 
Prozent) bedeutet.

Die Zustimmung zur Demokratie variiert zwischen 
einzelnen demographischen Gruppen und verweist  
auf unterschiedliche Erfahrungshorizonte: In 
Deutschland ist der Zuspruch besonders hoch in  
der älteren Generation über 60 Jahre (90 Prozent 
Zustimmung) sowie unter Befragten mit formal 
hoher Schulbildung (93 Prozent Zustimmung). 

Zwischen Ost- und Westdeutschland bestehen nur 
leichte Unterschiede (81 beziehungsweise 87 Pro-
zent). Das ist bemerkenswert, da die politische Sozi-
alisation seit 1949 in beiden Ländern grundverschie-
den war – mit staatssozialistischer Prägung in der 
DDR einerseits und einer demokratischen Kultur in 
der Bundesrepublik andererseits.

Die etwas geringere Zustimmung in den neuen Bun-
desländern steht im Zusammenhang mit dem stär-
keren Zuspruch für die AfD in diesen Regionen: 
Während unter den Wähler:innen von CDU/CSU, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke jeweils 
mehr als 85 Prozent in der Demokratie die beste 
Staatsform sehen, liegt die Zustimmung unter AfD-
Wähler:innen mit 75 Prozent teils deutlich darunter. 
Allerdings lassen diese Unterschiede eher auf gra-
duelle Differenzen in der Bewertung von Demokratie 
als Staatsform, nicht auf einen grundlegenden Bruch 
im Demokratieverständnis schließen.

In Israel treten besonders deutlich Unterschiede in 
den Einstellungen zwischen jüdischen und arabi-
schen Israelis hervor. Unter jüdischen Israelis ist 
die Zustimmung zur Demokratie als bester Staats-
form mit 86 Prozent deutlich größer als unter ara-
bischen Israelis (71 Prozent). Seit unserer letzten 
Umfrage aus dem Jahr 2021 sind allerdings beide 
Werte gesunken und sie haben sich weiter ausein
anderbewegt. Damals haben noch 84 Prozent der 
Araber:innen und 91 Prozent der Jüdinnen und Juden 
die Demokratie als beste Staatsform angesehen. Die 
um 13 Prozentpunkte gesunkene Zustimmung der 
arabischen Israelis hat vermutlich auch etwas mit 
veränderten politischen Machtverhältnissen zu tun: 
Während 2021 noch die arabische Partei Ra’am in 
einem Acht-Parteien-Bündnis an der Regierung be-
teiligt war, wirken in der aktuellen Regierungs-
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Zustimmungswerte zur Demokratie als beste Staats-
form eine mehrheitlich positive Einschätzung der 
aktuellen demokratischen Praxis (58 Prozent). Eine 
Ausnahme bilden die ultraorthodoxen Jüdinnen und 
Juden, bei denen eine hohe Übereinstimmung zwi-
schen der grundsätzlichen Zustimmung zur Demo-
kratie und der Zufriedenheit mit ihrer Umsetzung 
(61 Prozent) besteht. Auch hier – wie bei den reli-
giösen Jüdinnen und Juden insgesamt – dürfte die 
Zusammensetzung der aktuellen Regierungskoali-
tion eine Rolle spielen, die in dieser Form historisch 
neu ist. Mit der Schas-Partei und dem Vereinigten 
Thora-Judentum (VTJ) sind die ultraorthodoxen  
Parteien stark vertreten und auch durch HaTzionut  
HaDatit wird die jüdisch-religiöse Identität des 
Staates Israels stärker betont. Dieser Aspekt war 
stets Teil gesellschaftlicher Auseinandersetzungen  
zwischen säkularen und religiösen Jüdinnen und 
Juden – etwa im Streit um Zivilehe, den öffentlichen 
Verkehr am Schabbat oder die Haltung zum Sied-
lungsbau im Westjordanland. 

Klare Unterschiede zeigen sich auch je nach Partei
präferenz: Lediglich unter den Anhänger:innen 
der Regierungspartei Likud äußert sich eine Mehr-
heit zufrieden mit der derzeitigen Demokratie. Bei 
Wähler:innen anderer Parteien liegt die Zufrieden-

In Deutschland zeigt sich bei den Parteipräferenzen  
ein ähnliches Bild wie bei der grundsätzlichen Zu-
stimmung zur Demokratie als bester Staatsform:  
Wähler:innen von CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen sind durchweg sehr zufrieden mit der  
bestehenden Demokratie (71 bis 84 Prozent), Wäh
ler:innen der Partei Die Linke mit 56 Prozent deut-
lich weniger. Am unzufriedensten sind Wähler:innen 
der AfD (20 Prozent) – was dem Selbstverständnis 
der Partei entspricht, das politische System grund-
sätzlich infrage zu stellen.

Auch in Israel zeigt sich zum Teil ein ähnliches Ant-
wortmuster wie bei der Frage nach der Demokratie  
als Staatsform. Besonders unzufrieden mit der be-
stehenden Demokratie sind die arabischen Israelis 
(60 Prozent), während unter den jüdischen Israelis 
immerhin knapp die Hälfte (46 Prozent) zufrieden 
ist. Bei einer Unterteilung nach Religiosität verän-
dert sich das Bild: Gruppen, die der Demokratie als 
Staatsform grundsätzlich stark zustimmen, sind mit 
ihrer praktischen Umsetzung im Land häufig unzu-
frieden – und andersherum. So geben lediglich 37 
Prozent der säkularen und 47 Prozent der traditi-
onellen Jüdinnen und Juden an, mit der bestehen-
den Demokratie zufrieden zu sein. Religiöse Jüdin-
nen und Juden wiederum zeigen trotz niedrigerer 

Abbildung 2 | Zufriedenheit mit der Demokratie

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Zustimmung zur Aussage: „Alles in allem bin ich mit der Demokratie, wie sie in Deutschland/
Israel besteht, zufrieden.“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung. 
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heit niedriger (40 bis 42 Prozent). Gründe könnten 
vor allem die umstrittene Justizreform, die Kriegs-
führung im Gazastreifen sowie der Einfluss der 
rechtsextremen Regierungspartei HaTzionut HaDa-
tit unter Bezalel Smotrich sein.

Die Ergebnisse lassen – in beiden Ländern – eine 
breite Zustimmung zur Demokratie als Staatsform 
erkennen. Sichtbar wird aber auch: Die Zufriedenheit 
mit ihrer Ausgestaltung ist gering. Das gilt vor allem 
für Israel. Die innergesellschaftlichen Unterschiede 
verlaufen dort vor allem zwischen jüdischen und 
arabischen sowie religiösen und säkularen Gruppen, 
in Deutschland stärker entlang von Alter, Bildung 
und Parteipräferenz. Insgesamt deuten die Befunde 
darauf hin, dass das Funktionieren der Demokratie  
in den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen 
zunehmend unterschiedlich wahrgenommen wird.
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aus: Nur 36 Prozent der Deutschen haben eine posi-
tive Meinung von Israel. Im Vergleich zu 2021 wird 
deutlich, dass die Einstellung in beiden Ländern 
etwas negativer geworden ist: In Israel ist der Anteil 
der Befragten mit positiver Meinung von Deutsch-
land um drei Prozentpunkte gesunken, in Deutsch-
land – mit Blick auf Israel – sogar um zehn Pro-
zentpunkte. Die Unterschiede dürften auch vor dem 
Hintergrund der öffentlichen Auseinandersetzung 
um den Gazakrieg seit Oktober 2023 zu sehen sein.

Für beide – das eher positive Deutschlandbild in  
Israel und das kritischere Israelbild in Deutschland 
– lassen sich deutliche Unterschiede zwischen ge-
sellschaftlichen Gruppen, insbesondere nach Alter 
und Parteipräferenz, feststellen. 

Bei offiziellen Anlässen betonen Redner:innen häu-
fig die besondere Freundschaft zwischen Deutsch-
land und Israel – getragen von gemeinsamen 
Werten, historischer Verantwortung und enger Part-
nerschaft. Doch wie blicken die Menschen in beiden 
Ländern selbst auf die Beziehung und wie nehmen 
sie das jeweils andere Land wahr?

Wechselseitige Wahrnehmung 

Unsere Befragung zeigt, dass Israelis mehrheitlich  
positiv gegenüber Deutschland eingestellt sind 
(Abb. 3): 60 Prozent der Befragten haben eine „ziem-
lich gute“ oder „sehr gute“ Meinung von Deutsch-
land. Umgekehrt fällt das Urteil deutlich schlechter 

Deutsch-Israelische Beziehungen heute

Abbildung 3 | Gegenseitige Wahrnehmung des heutigen Israels und Deutschlands

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage, gestellt jeweils in Bezug auf das andere Land: „Was denken Sie 
ganz allgemein über das heutige Israel/Deutschland? Haben Sie eine sehr gute, eine ziemlich gute, eine ziemlich schlechte oder eine sehr 
schlechte Meinung über Israel/Deutschland?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht 
immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung. 
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Prozent). Mögliche Erklärungen reichen von berufli-
chen und akademischen Verbindungen nach Europa 
bis hin zu einer stärker interkulturell geprägten So-
zialisation unter den säkularen Jüdinnen und Juden.

Ein ähnliches Meinungsbild zeigt sich mit Blick auf 
die jeweilige Regierung, wobei die festgestellten 
Unterschiede zwischen deutscher und israelischer 
Wahrnehmung hier noch ausgeprägter sind (Abb. 4): 
Eine Mehrheit der deutschen Befragten (59 Prozent) 
hat eine negative Meinung von der aktuellen israe-
lischen Regierung (2021: 43 Prozent). Im Gegensatz 
dazu sind in Israel deutlich mehr Menschen positiv 
(42 Prozent) als negativ (17 Prozent) gegenüber der 
aktuellen deutschen Regierung eingestellt. Dennoch 
wird im Zeitvergleich deutlich, dass die Skepsis ge-
genüber der deutschen Regierung deutlich gestiegen 
ist, denn 2021 hatten noch 55 Prozent der Israelis ein 
positives Bild. 40 Prozent geben heute an, nicht zu 
wissen, was sie über die deutsche Regierung denken. 

Während sich in Deutschland keine nennenswerten 
Unterschiede nach Geschlecht und Parteipräferen-
zen zeigen, erweisen sich die gesellschaftlichen Dif-
ferenzen in Israel als ausgeprägter: Arabische Israe-
lis haben häufiger eine ziemlich schlechte oder sehr 

In Deutschland haben in der Altersgruppe ab 60 Jah-
ren 42 Prozent eine ziemlich gute oder sehr gute 
Meinung von Israel, während dieser Anteil bei den 
unter 40-Jährigen lediglich 31 Prozent beträgt. Auch 
nach Parteipräferenzen unterscheiden sich die Ein-
schätzungen: Wähler:innen der CDU/CSU äußern 
sich am häufigsten positiv über Israel (46 Prozent), 
gefolgt von Wähler:innen der SPD (45 Prozent) und 
von Bündnis 90/Die Grünen (41 Prozent). Unter den 
Wähler:innen von Die Linke und AfD hat hingegen  
jeweils knapp die Hälfte eine eher oder ziemlich 
schlechte Meinung von Israel. Insgesamt bleibt die 
gesellschaftliche Mitte in Deutschland mehrheit-
lich positiv gegenüber Israel eingestellt, während die 
seit der Bundestagswahl 2025 erstarkten politischen 
Ränder deutlich kritischere Haltungen einnehmen.

In Israel zeigen sich insbesondere Unterschiede nach 
Geschlecht und erneut nach religiöser Zugehörigkeit.  
65 Prozent der Männer haben eine ziemlich gute 
oder sehr gute Meinung von Deutschland, während 
dieser Wert unter den Frauen nur bei 55 Prozent 
liegt. Säkulare Jüdinnen und Juden äußern sich mit 
66 Prozent am häufigsten positiv über Deutschland, 
gefolgt von religiösen (62 Prozent), traditionellen  
(58 Prozent) und ultraorthodoxen Befragten (45 

Abbildung 4 | Gegenseitige Wahrnehmung der deutschen und israelischen Regierung

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage, gestellt jeweils in Bezug auf das andere Land: „Was denken Sie 
ganz allgemein über die aktuelle Regierung im heutigen Israel/Deutschland? Haben Sie eine sehr gute, eine ziemlich gute, eine ziemlich 
schlechte oder eine sehr schlechte Meinung über die aktuelle Regierung in Israel/Deutschland?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund 
von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung. 
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ler:innen von CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen das deutsch-israelische Verhältnis mehr-
heitlich positiv (63 bis 66 Prozent). Wähler:innen 
der Partei Die Linke (42 Prozent) und insbesondere  
der AfD (34 Prozent) sehen das Verhältnis negativer.  
Die Bevölkerungsgruppen, die insgesamt ein 
schlechteres Bild von Israel haben, bewerten in der 
Regel auch das deutsch-israelische Verhältnis kriti-
scher. 

In Israel zeigen sich die bereits bekannten Unter-
schiede: Jüdische Befragte bewerten das deutsch-is-
raelische Verhältnis deutlich positiver (79 Prozent) 
als arabische Befragte (mit vergleichsweise hohen 
66 Prozent). Unter den jüdischen Befragten stechen  
mit einer besonders positiven Bewertung Säkulare  
(83 Prozent) und Religiöse (81 Prozent) hervor. 
Unter den Wähler:innen der Regierungskoalition 
sowie der Zentrumspartei von Benny Gantz in der 
Opposition zeigt sich durchweg ein sehr positives 
Bild, mit Zustimmungswerten von 80 Prozent  
(HaTzionut HaDatit) bis 92 Prozent (HaMachane 
HaMamlachti). 

Das deutet darauf hin, dass die Einschätzung des 
deutsch-israelischen Verhältnisses weniger entlang 
religiöser Linien verläuft, sondern stärker partei
politisch geprägt ist.

schlechte Meinung von der deutschen Regierung 
(insgesamt 20 Prozent) als jüdische Israelis (16 Pro-
zent). Noch deutlicher zeigen sich die Unterschiede 
nach religiöser Zugehörigkeit: Unter säkularen Jü-
dinnen und Juden äußern sich lediglich zwölf Prozent 
negativ, während unter ultraorthodoxen Befragten 
jede dritte Person eine ziemlich schlechte oder sehr 
schlechte Meinung von der deutschen Regierung hat.

Wahrnehmung der deutsch-
israelischen Beziehungen 

Trotz dieser Skepsis gegenüber der jeweils anderen  
Regierung wird das allgemeinere deutsch-israeli-
sche Verhältnis in beiden Ländern überwiegend  
positiv bewertet (Abb. 5). Erhoben haben wir das  
in dieser Befragung zum ersten Mal. So bewerten 
51 Prozent der deutschen und 77 Prozent der isra-
elischen Befragten das Verhältnis zwischen beiden 
Ländern als ziemlich gut oder sehr gut.

In Deutschland zeigen sich Unterschiede vor allem 
nach Geschlecht und Alter: Männer (59 Prozent) 
sehen das deutsch-israelische Verhältnis häufiger 
positiv als Frauen (43 Prozent), ebenso haben Be-
fragte über 60 Jahre (62 Prozent) eine deutlich  
bessere Meinung davon als jüngere Befragte unter  
40 Jahren (40 Prozent). Zudem bewerten Wäh

Abbildung 5 | Deutsch-israelisches Verhältnis

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Wie würden Sie das deutsch-israelische Verhältnis aktuell 
bewerten?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung. 
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Anhänger:innen der CDU/CSU verhält sich ebenfalls 
eine Mehrheit (55 Prozent) ablehnend – ein Ergeb-
nis, das mit dem klassischen Profil dieser Partei eher 
nicht zusammengeht.

Auch in Israel sprechen sich Männer (79 Prozent) 
etwas häufiger als Frauen (72 Prozent) für eine be-
sondere Bedeutung der Beziehungen Deutschlands 
zu Israel aus. Besonders groß ist der Unterschied 
zwischen jüdischen und arabischen Israelis: Wäh-
rend unter ersteren 83 Prozent den besonderen Stel-
lenwert dieser Beziehungen unterstreichen, sind es 
unter letzteren lediglich 43 Prozent. Mit Blick auf die 
jüdische Religiosität zeigt sich, dass insbesondere 
nicht-säkulare Jüdinnen und Juden (85 bis 91 Pro-
zent) befürworten, dass Israel eine besondere Be-
deutung in den Außenbeziehungen Deutschlands 
haben sollte. 

In Verbindung mit den Befunden zu den vorausge-
henden Fragen lässt sich also festhalten: Säkulare 
Jüdinnen und Juden haben mehrheitlich ein positives 
Bild von Deutschland und den deutsch-israelischen 
Beziehungen und sprechen sich weniger dafür aus, 
dass diese einen besonderen Stellenwert haben soll-

Wir haben auch gefragt, welchen Stellenwert die 
deutsch-israelischen Beziehungen haben sollten. 
Hier wird eine deutliche Diskrepanz sichtbar: Wäh-
rend lediglich 29 Prozent der Deutschen diesen  
Beziehungen einen besonderen Stellenwert zu
sprechen, sind es in Israel drei Viertel (75 Prozent) 
der Befragten (Abb. 6). 

In Deutschland machen erneut Geschlecht und Alter  
einen Unterschied: Männer sind mit 33 Prozent häu-
figer der Meinung, dass die deutsch-israelischen 
Beziehungen einen besonderen Stellenwert haben 
sollten als Frauen (24 Prozent), ebenso Befragte 
über 60 Jahre (34 Prozent) als Jüngere (22 Prozent). 
Eine Betrachtung nach Parteipräferenz zeigt, dass 
sich lediglich die Anhänger:innen von Bündnis 90/
Die Grünen häufiger für (48 Prozent) als gegen (37 
Prozent) einen besonderen Stellenwert der deutsch-
israelischen Beziehungen aussprechen. Die SPD-
Wähler:innen sind gespalten zwischen Zustimmung  
(43 Prozent) und Ablehnung (46 Prozent). Mehr-
heitlich ablehnend stehen einem besonderen Stel-
lenwert der deutsch-israelischen Beziehungen die 
Anhänger:innen der Partei Die Linke (51 Prozent) 
und der AfD (69 Prozent) gegenüber. Unter den 

Abbildung 6 | Stellenwert der deutsch-israelischen Beziehungen

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Sollten die Beziehungen zu Israel im Vergleich zu anderen 
Staaten einen besonderen Stellenwert für Deutschland haben?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der 
Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung. 
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eigen, sofern diese Erinnerung mit einer spezifisch 
deutschen Verantwortung für Israels Sicherheit ver-
bunden wird. Bei weiteren möglichen Gründen für 
den besonderen Stellenwert der deutsch-israeli-
schen Beziehungen gehen die Meinungen weiter 
auseinander: In Deutschland verweisen 38 Prozent 
auf gemeinsame Werte, während in Israel gemein-
same politische Interessen (35 Prozent) und die 
wirtschaftliche Bedeutung der Beziehungen (29 Pro-
zent) stärker hervorgehoben werden. 

Parteipolitische Unterschiede zeigen sich bei den 
Gründen kaum: In Deutschland wird in allen Wäh-
lergruppen an erster Stelle auf die historische Ver-
antwortung gegenüber Israel verwiesen. Die Spann-
weite reicht von 61 Prozent (AfD) bis zu 91 Prozent 
(Bündnis 90/Die Grünen). Damit sind es erneut die 
Wähler:innen der Grünen, die stärker als die der –  
traditionell als proisraelische Partei geltenden – 
CDU/CSU den Stellenwert guter Beziehungen zu Is-
rael hochhalten und dies mit der deutschen Erinne-
rungskultur verbinden. Auch in Israel herrscht  
bei diesem Punkt weitgehende Einigkeit: Je nach 
Parteipräferenz stimmen zwischen 86 Prozent 
(HaTzionut HaDatit) und 91 Prozent (HaMachane 
HaMamlachti) zu.

ten. Es sind vor allem die Bevölkerungsgruppen der 
Religiösen und der Traditionellen, die einen beson-
deren Stellenwert Israels für die deutsche Außenpo-
litik einfordern. Mit Bezug auf die Wahlpräferenzen 
zeigt sich für Israel auch hier ein sehr einheitliches 
Bild, mit Zustimmungswerten von 81 Prozent (Yesh 
Atid) bis 89 Prozent (Likud).

Trotz unterschiedlicher Erwartungen und Bewer-
tungen in beiden Ländern beruht die Begründung 
für den besonderen Stellenwert der deutsch-israe-
lischen Beziehungen auf einem gemeinsamen Ver-
ständnis (Abb. 7): In beiden Ländern wird hierfür 
am häufigsten auf die historische Verantwortung 
Deutschlands gegenüber Israel als jüdischem Staat 
verwiesen. Unter den Befragten, die einen besonde-
ren Stellenwert der Beziehungen befürworten, füh-
ren 77 Prozent (Deutschland) und 83 Prozent (Israel) 
diesen auf die deutsche Vergangenheit und damit die 
Verantwortung aus dem Holocaust zurück. An zwei-
ter Stelle folgen in beiden Ländern sicherheitspoli-
tische Aspekte (39 Prozent Deutschland, 37 Prozent 
Israel). Beides hängt offenbar miteinander zusam-
men: Die Erinnerung an den Holocaust meint mehr 
als eine (selbst-)kritische Reflexion der Vergangen-
heit. Ihr ist auch ein handlungsleitendes Moment 

Abbildung 7 | Gründe für besonderen Stellenwert der deutsch-israelischen Beziehungen

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Aus welchen Gründen sollte es diesen besonderen Stellenwert 
geben?“ Ausgenommene Antwortkategorien: „nichts davon“ und „weiß nicht“. Mehrfachantwort möglich, daher summieren sich 
Prozentwerte nicht auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel), die angeben, dass die Beziehungen zu Israel im Vergleich zu anderen  
Staaten einen besonderen Stellenwert für Deutschland haben sollten (Deutschland n = 365, Israel n = 943);  
gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung. 
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Im Ergebnis bleibt in beiden Ländern die histori-
sche Verantwortung ein zentraler Bezugspunkt, in 
Deutschland über Parteigrenzen hinweg, in Israel 
über nahezu alle politischen Lager. Unterschiede 
zeigen sich weniger in der Anerkennung, sondern in 
den Akzenten: In Deutschland stehen Erinnerungs-
kultur und Werte im Vordergrund, in Israel pragma-
tischere Motive wie sicherheits- und wirtschafts
politische Interessen. 

Jenseits dieser grundsätzlich positiven Einstellun-
gen lassen sich jedoch erste Risse in dem besonderen 
Verhältnis beider Länder erkennen. Während in Is-
rael ein starkes Bewusstsein für die historische Ver-
antwortung Deutschlands fortbesteht, verliert in 
Deutschland diese Haltung an Bedeutung, was sich 
insbesondere bei den jüngeren Befragten und einer 
Betrachtung nach Parteipräferenzen zeigt. Diskus-
sionen um Waffenlieferungen, propalästinensische 
Proteste in deutschen Städten und Universitäten 
sowie die Haltung der Bundesregierung zum Krieg in 
Gaza könnten diese Entwicklung mitgeprägt haben. 
Auffällig ist, dass im Jahr 2025 nur etwas mehr als 
ein Viertel der deutschen Befragten die Beziehungen 
zu Israel für besonders bedeutsam hält. Dies wirft 
die Frage auf, welchen Stellenwert die Erinnerung an 
den Holocaust heute noch in der deutschen Gesell-
schaft besitzt. 
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Bedeutung der NS-Vergangenheit für 
Politik und Beziehungen 

In Israel messen deutlich mehr Menschen dieser  
Erinnerung eine Bedeutung zu als in Deutschland 
(Abb. 8). Das bestätigt sich auch bei der Frage da-
nach, ob es an der Zeit ist, einen Schlussstrich 
unter die Vergangenheit zu ziehen. Während das in 
Deutschland nur rund jede:r Dritte (32 Prozent) ab-
lehnt, sind es in Israel fast doppelt so viele (62 Pro-
zent).

In der deutschen Erhebung lassen sich insbesondere 
bildungsbezogene Unterschiede erkennen: Unter 
den Befragten mit niedrigem Bildungsniveau leh-
nen es nur 25 Prozent ab, einen Schlussstrich unter 
die Vergangenheit des Holocaust zu ziehen, wäh-

Zweifellos wurden die deutsch-israelischen Bezie-
hungen maßgeblich durch die Erinnerung an den 
Holocaust sowie die daraus erwachsenen politischen 
und gesellschaftlichen Überzeugungen geprägt. Soll 
dies auch in Zukunft so sein oder wünschen sich 
nachkommende Generationen in Deutschland und 
Israel eine Beziehung, die weniger von dieser Ver-
gangenheit geprägt ist? Fragen nach den Verbin-
dungslinien zwischen Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft stehen in diesem Kapitel im Mittel-
punkt. 

Erinnerung an den Holocaust, Gedenken und 
Verantwortung

Abbildung 8 | Schlussstrich unter die Vergangenheit: richtig oder falsch?

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Heute, beinahe 80 Jahre nach Ende des 2. Weltkrieges, sollten 
wir nicht mehr so viel über die Verfolgung der Juden im Nationalsozialismus reden, sondern endlich einen Schlussstrich unter die 
Vergangenheit ziehen. Halten Sie diese Aussage für richtig oder falsch?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der 
Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung. 
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tung hat als in Deutschland. In Israel wird er häu-
figer als Aufforderung gelesen, den Blick und die 
Verantwortung stärker auf die Gestaltung von Ge-
genwart und Zukunft zu richten. In Deutschland 
hingegen ist er mit dem Signal einer Abkehr vom 
Selbstverständnis der Bundesrepublik nach 1945 
verbunden – ein Unterschied, der verdeutlicht, wel-
che zentrale Rolle die Erinnerungskultur für die 
deutschen Deutungen spielt. 

Sollte diese Erinnerung auch zukünftig eine große 
Rolle für die deutsche Politik spielen? In Deutsch-
land ist die Zustimmung dazu leicht gestiegen 
(Abb. 9): So wünscht eine relative Mehrheit von 48 
Prozent, dass die Holocaust-Erinnerung eine eher 
bis sehr große Rolle in der deutschen Politik spielt, 
2021 waren es 43 Prozent. In Israel sind es 71 Pro-
zent, also sogar sieben Prozentpunkte mehr als 2021 
– ein weiterer Beleg dafür, dass der ‚Schlussstrich‘ 
hier anders gedeutet wird.

In Deutschland geben Befragte mit hoher Bildung 
mit 56 Prozent besonders häufig an, dass die Er-
innerung an den Holocaust eine große Rolle in der 
deutschen Politik spielen soll. Auch ein altersbe-
zogener Trend zeigt sich: Mit 52 Prozent legen am 

rend es unter den höher Gebildeten 41 Prozent sind. 
Auch Parteipräferenzen spielen eine Rolle: So stim-
men mit 63 Prozent insbesondere AfD-Wähler:innen 
dafür, einen Schlussstrich unter die Vergangenheit 
zu ziehen, während es unter den Wähler:innen von 
Bündnis 90/Die Grünen lediglich 14 Prozent sind. 

Deutlich wird, dass die Erinnerung an den Holocaust 
vor allem für jüdische Israelis ein zentraler Bezugs-
punkt ist, während sie für arabische Israelis – ohne 
eigene historische Erfahrung damit – eine geringere 
Rolle spielt: Während 75 Prozent der Jüdinnen und 
Juden dagegen sind, einen Schlussstrich zu ziehen, 
sind es unter den arabischen Israelis nur 17 Prozent. 
40 Prozent der befragten Araber:innen sprechen sich 
sogar ausdrücklich für einen Schlussstrich unter die 
Vergangenheit des Nationalsozialismus aus. Inner-
halb der jüdischen Bevölkerung variiert die Haltung 
je nach religiöser Orientierung: Religiöse und ultra
orthodoxe Befragte lehnen einen Schlussstrich  
mit 85 beziehungsweise 86 Prozent besonders deut-
lich ab, während es unter traditionellen und säkula-
ren Jüdinnen und Juden 70 Prozent sind. Dass sich in 
diesen Milieus rund 30 Prozent unentschlossen oder 
zustimmend äußern, hat auch damit zu tun, dass der 
Begriff ‚Schlussstrich‘ in Israel eine andere Bedeu-

Abbildung 9 | Bedeutung der Holocaust-Erinnerung für die deutsche Politik

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Sollte die Erinnerung an den Holocaust für die heutige und künf
tige deutsche Politik eine sehr große, eher große, eher kleine oder sehr kleine Rolle spielen?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von 
Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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caust für den jüdischen Bevölkerungsteil Israels hat 
– vermutlich auch aus Sorge, dass Forderungen nach 
einer Neuausrichtung der deutschen Politik gegen-
über Israel, wie sie in jüngster Zeit häufiger öffent-
lich geäußert werden, an Gewicht gewinnen könn-
ten. 

Der Holocaust als Schulstoff

Die Erinnerung an den Holocaust wird von weiten 
Teilen beider Gesellschaften weiterhin als bedeut-
samer Teil der bilateralen Beziehungen gesehen. Mit 
zunehmendem Abstand zu den historischen Ereig-
nissen wächst jedoch die Herausforderung, die Er-
innerungskultur auch der jüngeren Generation zu 
vermitteln. Daher haben wir danach gefragt, ob die 
Befragten der Auffassung sind, dass Schüler:innen 
genug über den Holocaust lernen. In beiden Staaten  
zeichnet sich hier ein ähnliches Bild ab (Abb. 10): 
In Deutschland sind 46 Prozent (2021: 43 Prozent) 
der Befragten der Ansicht, dass Schüler:innen eher 
wenig oder viel zu wenig über den Holocaust lernen. 
Nur neun Prozent glauben, dass dieses Thema eher 
zu viel oder viel zu viel behandelt wird, während 
etwas mehr als jede:r Dritte davon ausgeht, dass die 
Geschichte des Holocaust in ausreichendem Maß auf 
dem Stundenplan steht. Die Ergebnisse widerspre-
chen damit der häufig geäußerten Wahrnehmung,  

häufigsten die Befragten unter 40 Jahren Wert auf 
eine Erinnerung an den Holocaust in der Politik.

Mit Blick auf die Parteipräferenz sind es erneut 
Wähler:innen von Bündnis 90/Die Grünen (72 Pro-
zent), aber auch der Partei Die Linke (71 Prozent), 
die am häufigsten dafür stimmen, dass der Holo-
caust eine eher oder sehr große Rolle in der deut-
schen Politik spielen soll. Mit 26 Prozent stimmen 
Wähler:innen der AfD am seltensten dafür. 

Jüdische Befragte sprechen sich mit 83 Prozent 
deutlich häufiger als arabische Befragte (29 Prozent) 
dafür aus, dass die Erinnerung an den Holocaust eine 
eher oder sehr große Rolle in der deutschen Politik 
spielen sollte. Für 43 Prozent der arabischen Israelis  
sollte die Erinnerung eine eher oder sehr kleine Rolle 
in der deutschen Politik einnehmen. Besonders in 
religiösen (89 Prozent) und ultraorthodoxen (93 
Prozent) Kreisen wird mehrheitlich erwartet, dass 
die Erinnerung an den Holocaust für die deutsche 
Politik zentral bleibt. Den höchsten Zuspruch für 
eine starke Erinnerungskultur äußern Wähler:innen 
von HaTzionut HaDatit mit 90 Prozent. Am gerings-
ten fällt die Zustimmung unter Wähler:innen von 
Yesh Atid aus (74 Prozent eher/sehr große Rolle der 
Erinnerung, 20 Prozent eher/sehr kleine Rolle). Die 
Ergebnisse unterstreichen, welche Bedeutung die 
fortwährende deutsche Erinnerung an den Holo-

Abbildung 10 | Lernen über den Holocaust

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Sind Sie der Auffassung, dass Schüler:innen in Deutschland/Israel 
viel/eher viel, genug oder viel/eher zu wenig über den Holocaust lernen?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der 
Nachkommastellen nicht immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung. 
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Schüler:innen zu wenig über den Holocaust lernen, 
unter den Jüngeren liegt der Anteil mit 38 Prozent 
kaum niedriger. Entsprechend dem vorausgehend 
behandelten Stellenwert der Erinnerung zeigen sich 
auch hier Unterschiede nach religiöser Selbstver
ortung: Besonders religiöse Jüdinnen und Juden be-
werten den Holocaustunterricht an israelischen 
Schulen als unzureichend. Unter den Ultraorthodo-
xen liegt der Anteil bei 56 Prozent, gefolgt von re-
ligiösen und traditionellen Jüdinnen und Juden mit 
jeweils 45 Prozent. Unter säkularen Jüdinnen und 
Juden ist der Anteil mit 34 Prozent am kleinsten.

Verantwortung Deutschlands gegen
über dem jüdischen Volk und dem 
Staat Israel

Die Frage nach der schulischen Vermittlung von  
Geschichte berührt auch ein anderes grundlegendes  
Thema: Was resultiert aus der Erinnerung an die 
Verbrechen des Nationalsozialismus? Leitet sich da-
raus eine besondere Verantwortung Deutschlands 
gegenüber dem jüdischen Volk und dem Staat Israel 
ab? Auch bei dieser Frage gehen die Einschätzungen  
in Israel und Deutschland auseinander (Abb. 11, 
Seite 25): 64 Prozent der Israelis vertreten die An-
sicht, dass Deutschland eine besondere Verantwor-
tung ebenso für das jüdische Volk wie für den Staat 
Israel hat. In Deutschland sieht nur etwa ein Drittel 
eine solche Verantwortung gegenüber dem jüdischen 
Volk, in Bezug auf den Staat Israel sind es mit rund 
einem Viertel noch weniger. 

In Deutschland lassen sich Unterschiede vor allem 
entlang demografischer Merkmale wie Alter, Bil-
dungsniveau und Geschlecht erkennen: Ältere Be-
fragte (über 60 Jahre) sehen häufiger (37 Prozent) 
eine besondere deutsche Verantwortung gegenüber 
dem jüdischen Volk als jüngere Befragte unter 40 
Jahren (29 Prozent). Sie befürworten zugleich auch 
seltener eine Verantwortung gegenüber dem Staat 
Israel (23 Prozent) als Ältere (30 Prozent). Auch das 
Bildungsniveau spielt eine Rolle: Befragte mit höhe-
rer Bildung sehen häufiger eine besondere Verant-
wortung für das jüdische Volk (40 Prozent) und den 

an deutschen Schulen werde bereits „zu viel“ über 
den Holocaust unterrichtet. Stattdessen zeigt sich, 
dass nur eine kleine Minderheit der Befragten diesen 
Eindruck teilt. In Israel ist das Bild gemischt: 37 Pro-
zent meinen, dass die Schüler:innen zu wenig über 
den Holocaust lernen, während 35 Prozent den Un-
terricht für ausreichend halten.

In Deutschland sind es eher Frauen (48 Prozent) als 
Männer (43 Prozent), denen die schulische Beschäf-
tigung mit dem Holocaust nicht ausreicht. Deutli-
cher ist allerdings der Unterschied zwischen den Ge-
nerationen: Mehr als die Hälfte der Befragten über 
60 Jahre (53 Prozent) ist der Ansicht, dass das Wis-
sen über den Holocaust in deutschen Schulen zu kurz 
kommt, während dieser Anteil bei den unter 40-Jäh-
rigen mit 41 Prozent am niedrigsten ausfällt. 

Auch bei den Parteipräferenzen zeigt sich ein kla-
res Bild: Unter den Anhänger:innen von Bündnis 90/
Die Grünen sprechen sich 66 Prozent für eine inten-
sivere Beschäftigung mit dem Holocaust im Schul
unterricht aus, gefolgt von den Wähler:innen der 
Partei Die Linke (57 Prozent), der SPD (54 Prozent) 
und der CDU/CSU (49 Prozent). Demgegenüber ver-
treten 44 Prozent der AfD-Wähler:innen die Auf
fassung, dass Schüler:innen bereits genug über den 
Holocaust lernen. 

In Israel äußern vor allem jüdische Befragte die  
Ansicht, dass Schüler:innen zu wenig über den Ho-
locaust lernen (42 Prozent), unter arabischen Be-
fragten vertreten immerhin noch 20 Prozent diese 
Meinung. Ein Viertel der arabischen Befragten hält 
das Thema im Schulunterricht sogar für zu aus-
führlich behandelt. Diese Unterschiede überraschen 
nicht, da der Holocaust zentraler Bestandteil jüdi-
scher und nicht arabischer Familiengeschichten ist. 
Zugleich spiegeln die Unterschiede auch die Schul-
realität wider: Während der Holocaust in jüdischen 
Schulen fest in den Curricula verankert ist, spielt er 
in arabischen Schulen nur eine nachgeordnete Rolle. 

Zwischen den Altersgruppen zeigen sich in Israel 
nur geringfügige Unterschiede: 40 Prozent der Be-
fragten über 60 Jahre vertreten die Ansicht, dass 
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Prozent Zustimmung zur Verantwortung gegenüber 
dem jüdischen Volk und 40 Prozent gegenüber dem 
Staat Israel liegen sie bei beiden Aussagen an zweiter 
Stelle hinter den Anhänger:innen von Bündnis 90/
Die Grünen.

Wie schon zuvor, zeigt sich auch hier: In Israel sieht 
eine deutliche Mehrheit der jüdischen Befragten (73 
Prozent) eine besondere Verantwortung Deutsch-
lands gegenüber dem jüdischen Volk. Unter arabi-
schen Befragten teilt mit 31 Prozent zwar nur eine 
Minderheit diese Haltung, doch ist der Anteil immer 
noch bemerkenswert hoch. Ein ähnliches Muster  
zeigt sich bei der Verantwortung gegenüber dem 
Staat Israel: 73 Prozent der jüdischen Befragten  
sprechen sich dafür aus, gegenüber nur 28 Prozent 

Staat Israel (33 Prozent) als geringer Gebildete (31 
beziehungsweise 24 Prozent). 

In Bezug auf die Parteipräferenzen zeigt sich das be-
reits bekannte Muster: Die größte Zustimmung zu 
einer besonderen deutschen Verantwortung für das 
jüdische Volk und den Staat Israel kommt von den 
Wähler:innen von Bündnis 90/Die Grünen (55 bezie-
hungsweise 41 Prozent). Am geringsten fällt die Zu-
stimmung unter Anhänger:innen der AfD aus: Nur 
16 Prozent sehen eine besondere Verantwortung ge-
genüber dem jüdischen Volk, zwölf Prozent gegen-
über dem Staat Israel. Bemerkenswert ist das Ant-
wortverhalten von Wähler:innen der Partei  
Die Linke, insbesondere angesichts israelkritischer 
Debatten im linken politischen Spektrum: Mit 45 

Abbildung 11 | Verantwortung des heutigen Deutschlands für das jüdische Volk und Israel

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Zustimmung zu den beiden Aussagen. Prozentwerte summieren sich aufgrund von 
Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.

„Vor dem Hintergrund der Geschichte des Nationalsozialismus hat das heutige Deutschland eine besondere Verantwortung für 
das jüdische Volk.“

„Vor dem Hintergrund der Geschichte des Nationalsozialismus hat das heutige Deutschland eine besondere Verantwortung 
für Israel.“
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schiede, während säkulare Jüdinnen und Juden ins-
gesamt geringere Zustimmung äußern. 

Um weiter zu differenzieren, haben wir im Anschluss  
gefragt, wie Deutschland der (mehrheitlich wahr-
genommenen) Verantwortung gegenüber dem jüdi-
schen Volk und Israel am ehesten gerecht werden  
kann. Hier gehen die Ansichten in Deutschland und  
Israel auseinander (Abb. 12): Deutsche Befragte sehen  
die Rolle der Bundesrepublik insbesondere in der 
Vermittlung zwischen Israel und den Palästinen
ser:innen (62 Prozent) und in der Förderung von 
kulturellem und gesellschaftlichem Austausch (53 
Prozent). Für die Befragten aus Israel steht Deutsch-
land zuerst in der Verantwortung, die israelische Re-
gierung vor internationalen Foren wie dem Inter-
nationalen Gerichtshof zu verteidigen (76 Prozent) 
sowie militärische und sicherheitspolitische Koope-
rationen einzugehen (65 Prozent). Diese beiden As-
pekte werden in Deutschland hingegen nur von etwa 
einem Viertel der Befragten befürwortet und stoßen 
damit auf geringe Unterstützung. 

Nach Parteipräferenzen zeigen sich in Deutsch-
land klare Unterschiede: Mehr als die Hälfte der 
Wähler:innen von CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und Die Linke befürwortet eine Vermittler-

der arabischen Befragten. Im Vergleich zu 2021 fällt 
eine Veränderung auf: Unter jüdischen Israelis ist  
der Anteil derjenigen, die eine Verantwortung 
Deutschlands für das jüdische Volk sehen, um acht 
Prozentpunkte gestiegen; bei der Verantwortung 
für den Staat Israel liegt der Zuwachs sogar bei zehn 
Prozentpunkten. In der arabischen Bevölkerung ist 
eine gegenteilige Tendenz zu beobachten: Der Anteil 
derer, die Deutschland eine besondere Verantwor-
tung für das jüdische Volk zuschreiben, ist um vier 
Prozentpunkte gesunken – und sogar um neun Pro-
zentpunkte bei der Verantwortung gegenüber dem 
Staat Israel. Diese Verschiebung dürfte auch mit der 
deutschen Unterstützung Israels nach dem 7. Okto-
ber und während des Gazakrieges zusammenhängen. 

Innerhalb der jüdischen Bevölkerung äußern erneut 
Ultraorthodoxe (83 Prozent) die höchste Zustim-
mung für eine besondere Verantwortung Deutsch-
lands gegenüber dem jüdischen Volk, gefolgt von  
religiösen Jüdinnen und Juden (76 Prozent). Unter 
diesen liegt die Zustimmung zur deutschen Ver-
antwortung für den Staat Israel mit 84 Prozent am 
höchsten, gefolgt von Ultraorthodoxen mit 75 Pro-
zent. Altersunterschiede und Parteipräferenzen 
spielen in Israel kaum eine Rolle. Zwischen den reli-
giösen Gruppen zeigen sich nur geringfügige Unter-

Abbildung 12 | Wie kann Deutschland der Verantwortung gerecht werden?

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Sie haben angegeben, dass Deutschland eine besondere 
Verantwortung vor dem Hintergrund der Geschichte des Nationalsozialismus für das jüdische Volk bzw. für Israel hat. Wie sollte 
Deutschland dieser Verantwortung gerecht werden?“ Ausgenommene Antwortkategorien: „andere“, „nichts davon“ und „weiß nicht“. 
Mehrfachantwort möglich, daher summieren sich Prozentwerte nicht auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel), die eine besondere Verantwortung Deutschlands für das jüdische  
Volk/den Staat Israel sehen (Deutschland n = 478, Israel n = 894); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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Verantwortung für die 
Menschenrechte 

Neben der besonderen Verantwortung Deutschlands 
gegenüber dem jüdischen Volk und dem Staat Israel  
werden aus der Geschichte des Holocaust auch uni-
verselle Lehren in Bezug auf die Geltung von Men-
schenrechten und für deren Einsatz abgeleitet. Wie 
wird diese Verantwortung in Zeiten wachsender glo-
baler Spannungen und zunehmender Migration von 
den Menschen in Deutschland und Israel einge-
schätzt? 

Im Vergleich zu 2021 sprechen sich in beiden Län-
dern weniger Befragte für eine Verantwortung des 
deutschen beziehungsweise israelischen Staates für 
flüchtende Menschen aus (Abb. 13, Seite 28). Eine 
deutsche Verantwortung sehen in Deutschland 30 
Prozent (2021: 34 Prozent) und in Israel 40 Prozent 
(2021: 47 Prozent) der Befragten. Ähnlich verhält es 
sich mit der Verantwortung Israels für Menschen, 
die von Krieg und Verfolgung betroffen sind: Diese 
sehen 33 Prozent der deutschen Befragten (2021: 38 
Prozent) und 39 Prozent der israelischen Befragten 
(2021: 44 Prozent). Auffällig ist der hohe Anteil un-
entschiedener Stimmen: Mehr als ein Viertel der Be-
fragten in beiden Ländern antwortet mit „teils/teils“. 
Besonders häufig wird diese Position in Deutschland 
im Hinblick auf Israels Verantwortung vertreten: 
Rund ein Drittel (34 Prozent) nimmt hier eine unent-
schlossene Haltung ein.

In Deutschland zeigt sich zudem ein deutliches Ge-
fälle entlang politischer Lager. 60 Prozent der Wäh
ler:innen von Bündnis 90/Die Grünen unterstützen 
die Idee einer besonderen deutschen Verantwortung 
für Geflüchtete weltweit, unter den Anhänger:innen 
der Partei Die Linke stimmt etwa jede:r Zweite zu, 
bei CDU/CSU und SPD sind es 30 beziehungsweise 
40 Prozent. Unter AfD-Wähler:innen sehen hinge-
gen nur zwölf Prozent eine solche Verantwortung, 
mehr als die Hälfte lehnt sie ab. Ähnlich sieht es bei 
der Frage einer möglichen israelischen Verantwor-
tung aus, wenngleich die Werte hier enger beiein-
anderliegen: Die höchste Zustimmung zeigen mit 55 
Prozent erneut die Anhänger:innen von Bündnis 90/

rolle Deutschlands im Nahostkonflikt. Eine Mehr-
heit der Wähler:innen von CDU/CSU und Bündnis 
90/Die Grünen spricht sich zudem für eine Förde-
rung des kulturellen und gesellschaftlichen Aus-
tauschs aus – die zweite deutsche Priorität. Unter 
AfD-Wähler:innen finden diese Formen der Verant-
wortungsübernahme nur bei etwas mehr als einem 
Drittel Zustimmung.

Demgegenüber sind sich die israelischen Befragten  
parteiübergreifend weitgehend einig: Die Verteidi
gung der israelischen Politik auf internationalen 
Bühnen sehen 82 bis 85 Prozent der Wähler:innen 
aller Parteien als wichtig an, gefolgt von militäri-
schen und sicherheitspolitischen Kooperationen  
mit 67 bis 70 Prozent. Unterschiede werden nur bei 
den von deutschen Befragten priorisierten Rollen  
sichtbar: Eine Vermittlung im israelisch-palästinen-
sischen Konflikt durch Deutschland befürworten  
44 Prozent der Wähler:innen von Yesh Atid und 45 
Prozent von HaMachane HaMamlachti, während 
diese Position unter den Anhänger:innen von Likud 
(17 Prozent) und HaTzionut HaDatit (neun Prozent) 
kaum auf Zustimmung trifft. Ähnlich sieht es beim 
kulturellen und gesellschaftlichen Austausch aus: 
Etwa die Hälfte der Wähler:innen der beiden Oppo-
sitionsparteien unterstützt diese Form der Verant-
wortungsübernahme, unter den Anhänger:innen von 
Likud liegt sie nur bei 41 Prozent, unter denen von 
HaTzionut HaDatit lediglich bei 28 Prozent. 

Diese unterschiedlichen Prioritätensetzungen lassen  
erkennen, dass die Erwartungshaltungen in den bei-
den Ländern nicht deckungsgleich sind: Viele Israelis 
wünschen sich konkrete sicherheitspolitische Unter-
stützung in der Gegenwart – einschließlich Rückhalt 
auf internationaler Bühne. Der deutsche Zugang hin-
gegen orientiert sich stärker an einem historischen 
Versöhnungsnarrativ, das in der frühen Bundesrepu-
blik durch die Politik Adenauers und den Einfluss  
kirchlicher Initiativen entstand und ab Mitte der 
1960er Jahre den Fokus auf Vermittlung, kulturellen 
Austausch und Friedensbemühungen im Nahen Osten 
legte. Dieses Narrativ ist vor allem normativ geprägt 
und bezieht die aktuellen geopolitischen Realitäten 
und Interessen Israels nur begrenzt ein.
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lich 31 Prozent zu. Nach Parteipräferenzen betrachtet 
zeigt sich in Israel dagegen ein weitgehend einheit-
liches Bild: Rund die Hälfte der Wähler:innen befür-
wortet eine besondere Verantwortung Deutschlands 
für Geflüchtete. Ähnliche Zustimmungswerte finden 
sich bei der Frage nach einer Verantwortung Israels 
unter den Wähler:innen von Oppositionsparteien wie 
Yesh Atid und HaMachane HaMamlachti. Unter den 
Anhänger:innen der politisch rechts einzuordnenden 
Regierungsparteien liegt die Zustimmung niedriger: 
43 Prozent der Likud-Wähler:innen stimmen einer 
israelischen Verantwortung zu, bei HaTzionut Ha
Datit sind es 30 Prozent.

Die Erinnerung an den Holocaust bleibt ein zentrales 
Bezugssystem für Deutsche wie für Israelis, entfaltet 

Die Grünen, während die Zustimmung unter AfD-
Wähler:innen mit 17 Prozent am niedrigsten bleibt.

In Israel hängt die Zustimmung stark vom religiösen  
Selbstverständnis der Befragten ab. Am häufigsten 
sehen traditionell eingestellte Jüdinnen und Juden 
Deutschland in der Pflicht, sich für Geflüchtete ein-
zusetzen (47 Prozent), gefolgt von säkularen (42 Pro-
zent) und religiösen Jüdinnen und Juden (41 Prozent). 
Die Ultraorthodoxen stimmen mit 34 Prozent am sel-
tensten zu. Ähnlich verhält es sich mit der Verant-
wortung Israels für Geflüchtete weltweit: 46 Prozent 
der traditionell eingestellten Jüdinnen und Juden be-
fürworten diese, gefolgt von 39 Prozent der Säkularen 
und 38 Prozent der Ultraorthodoxen. Unter den reli-
giösen Jüdinnen und Juden stimmen hingegen ledig-

Abbildung 13 | Verantwortung für vor Krieg und Verfolgung flüchtende Menschen weltweit

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Zustimmung zu den beiden Aussagen. Prozentwerte summieren sich aufgrund von 
Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.

„Vor dem Hintergrund der Geschichte des Nationalsozialismus hat das heutige Deutschland eine besondere Verantwortung für 
vor Krieg und Verfolgung flüchtende Menschen weltweit.“

„Vor dem Hintergrund der jüdischen Verfolgungsgeschichte hat das heutige Israel eine besondere Verantwortung für vor Krieg 
und Verfolgung flüchtende Menschen weltweit.“
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in beiden Gesellschaften jedoch zunehmend asym-
metrische Wirkung. Während viele Israelis der Auf-
arbeitung der NS-Vergangenheit weiterhin hohe  
Bedeutung beimessen und daraus konkrete politi-
sche Erwartungen an Deutschland ableiten, zeigt 
sich das historische Bewusstsein in Deutschland 
stärker fragmentiert: Jüngere Befragte betonen zwar 
besonders häufig die allgemeine Bedeutung des Ho-
locaust und der Lehren aus diesem für die heutige  
Politik, leiten daraus jedoch seltener eine spezifi-
sche Verantwortung gegenüber dem jüdischen Volk 
und dem Staat Israel ab. Daraus ergibt sich eine 
wachsende Diskrepanz zwischen dem israelischen 
Wunsch nach historisch begründeter Solidarität und 
dem deutschen Trend, die Vergangenheit stärker in 
universelle Lehren – wie den Einsatz für Menschen-
rechte und das Völkerrecht – zu übersetzen. Dieser 
Trend verbindet sich mit einer kritischeren Haltung 
gegenüber der israelischen Politik sowie einem stär-
keren Fokus auf den Nahostkonflikt.
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els befürworteten, sind es inzwischen 20 Prozent. 
Die Zustimmung zur Unterstützung der Palästinen
ser:innen stieg im selben Zeitraum ebenfalls, aber 
lediglich um drei Prozentpunkte auf acht Prozent. 
Zugleich ist der Anteil derjenigen, die sich eine aus-
gewogene Unterstützung beider Seiten wünschen, 
deutlich gesunken – von 41 Prozent im Jahr 2021  
auf nun 29 Prozent. In Israel ist im gleichen Zeit-
raum der Wunsch nach einseitiger Unterstützung 
der israelischen Seite von 61 Prozent auf 72 Prozent  
angewachsen. Eine Unterstützung beider Seiten 
wünschen sich elf Prozent der Israelis, 2021 waren  
es noch 19 Prozent.

Einen Unterschied macht in Deutschland vor allem 
das Alter der Befragten: Zwar wird die derzeitige  
Unterstützung durch die deutsche Regierung in allen 
Altersgruppen am häufigsten als proisraelisch wahr-
genommen, jedoch ist diese Einschätzung unter den 
Jüngeren (unter 40 Jahren) am wenigsten verbreitet  
(38 Prozent). Zudem ist auffällig, dass nur in die-
ser Altersgruppe die erwünschte einseitige Unter-
stützung – entweder für die Israelis (13 Prozent) 
oder für Palästinenser:innen (14 Prozent) – nahezu 
gleichauf liegt. Trotz dieser Unterschiede zeigt sich 
über alle Altersgruppen hinweg: Die Mehrheit der 
Befragten wünscht sich entweder eine ausgewogene 
Unterstützung beider Seiten oder gar keine Partei-
nahme.

In Hinblick auf die Parteipräferenz sieht es ähnlich  
aus: Eine ausgewogene Unterstützung ebenso der 
Israelis wie der Palästinenser:innen erhält unter 
den Anhänger:innen aller Parteien – mit Aus-
nahme der AfD – die meiste Zustimmung. AfD-
Wähler:innen sprechen sich mit 51 Prozent mehr-
heitlich dafür aus, dass die Bundesregierung keine 

Der Terrorangriff der Hamas auf Israel am 7. Okto-
ber 2023 und der nachfolgende Krieg Israels gegen 
die Hamas im Gazastreifen markieren einen dra-
matischen Wendepunkt im israelisch-palästinensi-
schen Konflikt – mit weitreichenden Folgen auch für 
Deutschland: Es kam zu einer massiven Eskalation 
der Gewalt in der Region, zudem haben der Über-
fall und seine Folgen hierzulande Debatten darüber 
entfacht, wie sich Deutschland in diesem Krieg ver-
halten soll, welcher Seite gegenüber Solidarität an-
gebracht ist und wo Antisemitismus beginnt. Seit-
dem hat sich der öffentliche Diskurs in Deutschland 
spürbar verschärft – in Schulen, auf Demonstratio-
nen und in Sozialen Medien wird der Nahostkonflikt 
sehr emotional verhandelt.

Unterstützung durch die deutsche 
Bundesregierung

Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass ebenso  
in Deutschland wie in Israel der Eindruck besteht,  
dass die deutsche Bundesregierung eher die Israe-
lis als die Palästinenser:innen unterstützt (Abb. 14, 
Seite 31): In Deutschland ist diese Einschätzung al-
lerdings deutlich verbreiteter und gegenüber 2021 
nochmals angestiegen von 38 auf 47 Prozent. In Is-
rael war es 2021 etwa ein Fünftel der Befragten, 2025 
nehmen 35 Prozent eine einseitige Unterstützung 
der Israelis wahr.

Doch wie unterscheidet sich die wahrgenommene 
von der erwünschten Unterstützung? In Deutsch-
land entscheiden sich 2025 im Vergleich zu 2021 
mehr Befragte dafür, eine der beiden Konfliktpar-
teien statt beide Seiten zu unterstützen. Während 
2021 noch zwölf Prozent eine Unterstützung Isra-
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jüdischen Israelis der Ansicht sind, dass vor allem 
die Palästinenser:innen unterstützt werden, glauben 
dies lediglich sechs Prozent der arabischen Israelis. 

Neben der ethnischen Zugehörigkeit beeinflussen  
in Israel auch Geschlecht und Religiosität die Wahr-
nehmung: Männer (43 Prozent) nehmen deutlich  
häufiger eine Unterstützung der Israelis als Frauen 
(29 Prozent) wahr. Unter säkular eingestellten Jü-
dinnen und Juden liegt dieser Anteil bei 44 Prozent 
und damit höher als unter nicht säkularen Jüdinnen 
und Juden, von denen je nach Ausprägung der Reli-
giosität zwischen 23 und 32 Prozent eine Unterstüt-
zung der Israelis wahrnehmen. Religiöse (24 Pro-
zent) und ultraorthodoxe Jüdinnen und Juden (27 
Prozent) sehen zugleich am häufigsten eine vorwie-
gende Unterstützung der Palästinenser:innen. Diese 
Dynamik erinnert an den vorigen Abschnitt: Dort 

der beiden Seiten unterstützt. Die geringste Zu-
stimmung für eine einseitige Unterstützung Israels 
kommt von Wähler:innen der Partei Die Linke (elf 
Prozent). Sie sprechen sich mit 23 Prozent zugleich 
am häufigsten für eine stärkere Unterstützung der 
Palästinenser:innen aus.

In Israel zeigen sich bei der Frage der wahrgenom-
menen Unterstützung durch die Bundesregierung 
besonders deutliche Unterschiede zwischen der  
jüdischen und arabischen Bevölkerung. Während 
beide Gruppen gegenwärtig mehr Unterstützung für 
Israel wahrnehmen als noch 2021, liegt dieser Wert 
aktuell unter Araber:innen mit 39 Prozent (2021: 31 
Prozent) höher als unter den Jüdinnen und Juden mit 
34 Prozent (2021: 17 Prozent). Auffälliger ist der Un-
terschied bei der wahrgenommenen Unterstützung 
der Palästinenser:innen: Während 14 Prozent der  

Abbildung 14 | �Unterstützung der deutschen Regierung für die israelische respektive die palästinensische Seite

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die beiden Aussagen. Prozentwerte summieren sich aufgrund von 
Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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„Welche der beiden Seiten wird Ihrer Ansicht nach von der deutschen Bundesregierung unterstützt?“

„Wenn Sie entscheiden könnten, wen sollte die deutsche Bundesregierung Ihrer Meinung nach unterstützen?“
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Eine Betrachtung nach politischen Präferenzen lässt 
in Israel weitgehende Einigkeit erkennen: Rund 90 
Prozent aller Wählergruppen wünschen sich eine 
vorwiegende Unterstützung der Israelis durch die 
deutsche Regierung.4

Die deutliche Diskrepanz zwischen der Wahrneh-
mung einer israelfreundlichen Haltung Deutsch-
lands und dem Wunsch nach noch stärkerer Un-
terstützung zeigt, dass viele jüdische Israelis das 
bisherige Engagement Deutschlands als nicht aus-
reichend empfinden. In Verbindung mit der voraus-
gehenden Frage ist zudem davon auszugehen, dass 
vor allem regierungsnahe Gruppen und religiöse 
Sektoren ein stärkeres deutsches Engagement für 
Israel erwarten.

Politische Perspektiven 

Was eine mögliche Kompromissbereitschaft im  
israelisch-palästinensischen Konflikt angeht, ist  
das Meinungsbild in Deutschland im Vergleich zu 
2021 relativ stabil geblieben. Eine klare Mehrheit  
der Befragten fordert ein Nachgeben beider Seiten  
zu gleichen Teilen (Abb. 15, Seite 33). Eine nennens
werte Verschiebung lässt sich jedoch erkennen: 
Der Anteil derjenigen, die sich für ein Nachgeben 
der Palästinenser:innen aussprechen, hat sich auf 
14 Prozent verdoppelt und schließt somit zu denen 
auf, die das von den Israelis fordern (15 Prozent). 
Die Ergebnisse in Israel, einem Land im Kriegszu-
stand, verwundern kaum: Hier stieg die Zustim-
mung dazu, dass Palästinenser:innen nachgeben 
sollen, um zwölf Prozentpunkte auf nunmehr 67 
Prozent an – was vor allem auf die um 14 Prozent-
punkte angewachsene Zustimmung unter den Jüdin-
nen und Juden zurückzuführen ist. Aber auch unter 
den arabischen Israelis spricht sich mit 45 Prozent 
eine relative Mehrheit dafür aus, dass vor allem die 
Palästinenser:innen nachgeben sollten.

4	 Hier ist anzumerken, dass die Parteien mit vorwiegender  
arabischer und links eingestellter Wählerschaft nicht ab-
gebildet sind. Bei Wähler:innen dieser Parteien ist eine 
stärkere Befürwortung einer einseitigen Unterstützung 
der palästinensischen Seite und eine deutlich geringere 
Unterstützung der Israelis zu erwarten.

bewerteten säkulare Israelis die deutsche Unterstüt-
zung bereits vergleichsweise positiv – im Unter-
schied zu religiösen Gruppen, die sich mehr Engage-
ment wünschen. Auch parteipolitische Zugehörigkeit 
prägt die Wahrnehmung, besonders im Hinblick auf 
Regierungs- versus Oppositionsnähe. So nehmen 
Anhänger:innen von Yesh Atid (45 Prozent) und Ha-
Machane HaMamlachti (40 Prozent) häufiger eine 
Unterstützung Israels wahr als Wähler:innen von 
Likud (33 Prozent) und HaTzionut HaDatit (23 Pro-
zent). Letztere tendieren zudem stärker dazu, eine 
Unterstützung der Palästinenser:innen zu erkennen 
(16 beziehungsweise 22 Prozent). 

Die anschließende Frage nach der gewünschten, 
nicht nur vermuteten Unterstützung bestätigt die 
Befunde teilweise. Auch hier tritt eine deutliche 
Spaltung zwischen der jüdischen und der arabischen  
Bevölkerungsgruppe zutage. So wünscht sich eine 
klare Mehrheit der jüdischen Israelis (88 Prozent) 
eine Unterstützung Israels, während nur neun Pro-
zent der arabischen Israelis dies befürworten. Seit 
2021 ist der Wunsch nach einseitiger Unterstützung  
der Israelis in beiden Bevölkerungsgruppen gestie-
gen – unter den Jüdinnen und Juden um elf und  
unter Araber:innen um drei Prozentpunkte. 34  
Prozent (2021: 41 Prozent) der arabischen Israelis  
wünschen sich allerdings eine gleichwertige Unter
stützung beider Konfliktparteien, unter den jüdi
schen Israelis sind es nur fünf Prozent (2021: zwölf 
Prozent). Und während sich 27 Prozent der arabi-
schen Israelis für eine Unterstützung der Palästi
nenser:innen aussprechen, lässt sich in der jüdi-
schen Bevölkerung Israels dafür so gut wie keine 
Stimme finden (ein Prozent). 

Die Tatsache, dass lediglich 27 Prozent der arabi-
schen Israelis eine einseitige Unterstützung der 
Palästinenser:innen befürworten, ist zu verstehen 
als Ausdruck ihrer gesellschaftlichen Integration 
in Israel und einer politischen wie sozialen Distanz 
zu den Palästinenser:innen in der Westbank und im 
Gaza-Streifen – ein Befund, der international oft 
übersehen wird. 
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Die Zweistaatenlösung wird von vielen als zentrale  
politische Perspektive für eine Friedensregelung im 
israelisch-palästinensischen Konflikt angesehen. 
Auch die Bundesregierung setzt sich weiterhin dafür  
ein. Laut unseren Befunden ist die Haltung in der 
deutschen Bevölkerung zur Zweistaatenlösung weit-
gehend stabil – weiterhin wird sie von einer Mehr-
heit von 56 Prozent befürwortet, ähnlich wie 2021 
(Abb. 16, Seite 34). In Israel hat die Zweistaatenlö-
sung im gleichen Zeitraum deutlich an Zuspruch 
verloren – von 44 Prozent auf nunmehr 32 Prozent. 
Darin spiegelt sich wider, dass gerade gemäßigt oder 
links eingestellte Israelis seit dem 7. Oktober 2023 
grundlegende Zweifel an der Umsetzbarkeit einer 
Zweistaatenlösung äußern. Angesichts des Schocks, 
den der Terrorakt der Hamas in Israel ausgelöst hat, 
wirkt der Rückgang der Zustimmungswerte aller-
dings vergleichsweise moderat. 

Unterschiede zeigen sich in Deutschland auch nach 
Alter, Bildung und Geschlecht. Ältere (über 60 Jahre) 
befürworten die Zweistaatenlösung mit einem An-
teil von 65 Prozent häufiger als Jüngere (unter 40 
Jahren) mit nur 44 Prozent, ebenso Höhergebildete 
(67 Prozent) als Befragte mit niedrigem Bildungs-
niveau (48 Prozent). Diese Altersdifferenz lässt sich 
historisch erklären: Ältere Befragte haben die Zwei-
staatenlösung – insbesondere in den 1980er- und 

Eine Analyse nach Parteipräferenzen bestätigt für 
Deutschland das oben beschriebene Bild: Ein Ent-
gegenkommen im Nahostkonflikt wird quer durch 
die Anhängerschaft der verschiedenen Parteien 
gleichermaßen von Israelis und Palästinenser:innen 
gefordert. Auffällig ist jedoch, dass Wähler:innen der 
Partei Die Linke und von Bündnis 90/Die Grünen  
am häufigsten ein stärkeres Entgegenkommen von  
israelischer Seite erwarten (24 respektive 21 Pro-
zent Zustimmung). Demgegenüber sehen vor allem 
Wähler:innen von CDU/CSU und AfD die Verantwor-
tung für ein Nachgeben eher bei den Palästinen
ser:innen (18 respektive 17 Prozent Zustimmung). 

In Israel macht es bei dieser Frage einen Unterschied, 
ob man Regierungs- oder Oppositionsparteien zu-
neigt: Wähler:innen von Likud und HaTzionut HaDatit 
sind mit 82 beziehungsweise 87 Prozent deutlich häu-
figer der Meinung, dass die Palästinenser:innen nach-
geben müssen, als Wähler:innen von Yesh Atid (56 
Prozent) und HaMachane HaMamlachti (63 Prozent). 
Das spiegelt die aktuelle israelische Regierungspolitik 
wider, die vor allem ein Nachgeben der palästinensi-
schen Seite fordert. Bemerkenswert ist, dass sich auch 
unter arabischen Israelis eine relative Mehrheit für ein 
Nachgeben der Palästinenser:innen ausspricht – er-
neut ein Ausweis für eine starke Integration der arabi-
schen Befragten in die israelische Gesellschaft.

Abbildung 15 | Nachgeben im israelisch-palästinensischen Konflikt

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Wer muss im israelisch-palästinensischen Konflikt Ihrer Meinung 
nach mehr nachgeben, die Israelis oder die Palästinenser oder beide gleich viel?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen 
der Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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eingestellten zehn Prozent und unter den ultra
orthodoxen nur noch fünf Prozent. Diese Ergeb-
nisse lassen erkennen, dass stärker religiös geprägte 
Gruppen in Israel tendenziell nationalkonservativer 
eingestellt sind als säkulare. 

Das zeigt sich in ähnlicher Weise beim Blick auf par-
teipolitische Zugehörigkeiten: Unter den Anhän
ger:innen von Likud (neun Prozent) und HaTzionut 
HaDatit (sechs Prozent) ist kaum eine Unterstützung 
für die Zweistaatenlösung zu finden; zugleich ist die 
Ablehnung in diesen Gruppen mit 84 beziehungs-
weise 92 Prozent besonders ausgeprägt. Deutlich 
höher fällt die Zustimmung unter den Wähler:innen 
von Yesh Atid (46 Prozent) und HaMachane Ha-
Mamlachti (40 Prozent) aus. Diese parteipolitischen  
Unterschiede spiegeln zugleich tiefere soziokultu
relle Linien wider: Nationalreligiöse Parteien im  
Regierungslager vertreten weitgehend eine ethno
nationale Perspektive, die eine Zweistaatenlösung 
prinzipiell ausschließt – etwa HaTzionut HaDatit  
mit ihrem Programm der Annexion von „Judäa und 
Samaria“. Demgegenüber setzen zentristische und 
säkulare Parteien wie Yesh Atid oder HaMachane 
HaMamlachti auf die Trennung von Religion und 
Staat, auf demokratische Institutionen und einen 
Gesellschaftsvertrag, der auch Minderheiten ein-
schließt.

1990er-Jahren – noch als realistische Option erlebt. 
Zudem zeigen sich geschlechtsspezifische Unter-
schiede: Während 66 Prozent der Männer die Zwei-
staatenlösung befürworten, sind es unter den Frauen 
nur 48 Prozent, die sich zudem zu rund einem Drit-
tel deutlich häufiger unsicher äußern („weiß nicht“) 
als Männer (16 Prozent). 

Die meisten Befürworter:innen für die Zweistaaten
lösung finden sich unter den Wähler:innen von 
Bündnis 90/Die Grünen (78 Prozent), gefolgt von 
denen der SPD (65 Prozent). Am wenigsten wird die 
Zweistaatenlösung von den Wähler:innen der AfD 
befürwortet (44 Prozent). Zugleich findet sich hier 
auch die stärkste Ablehnung (27 Prozent). 

In Israel zeigen sich auch bei der Haltung zur Zwei-
staatenlösung deutliche Unterschiede nach ethni-
scher Zugehörigkeit: Unter den jüdischen Israelis  
sank die Zustimmung dazu seit 2021 von 37 auf nur 
noch 21 Prozent. Im gleichen Zeitraum nahm die  
Zustimmung unter den arabischen Israelis um acht 
Prozentpunkte auf nunmehr 77 Prozent zu. Beson-
ders niedrig ist die Zustimmung in den jüdisch-reli-
giösen Gruppen: Während 36 Prozent der säkularen  
Jüdinnen und Juden eine Zweistaatenlösung unter-
stützen, sind es unter den traditionell eingestellten  
Jüdinnen und Juden 13 Prozent, unter den religiös  

Abbildung 16 | Befürwortung einer Zweistaatenlösung

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage „Befürworten Sie eine Zweistaatenlösung im israelisch-
palästinensischen Konflikt?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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Prozent sind. Auch das Bildungsniveau spielt eine 
Rolle: Befragte mit höherer Bildung fühlen sich mit 
51 Prozent häufiger gut informiert als Befragte mit 
niedriger Bildung (40 Prozent).

Besonders stark im Fokus der Berichterstattung über 
den Nahen Osten stand und steht der Krieg im Ga-
zastreifen. 44 Prozent der Befragten in Deutschland 
nehmen die Medienberichterstattung über die Lage 
in Gaza als zu parteiisch zugunsten Israels wahr 
(Abb. 18, Seite 36). Nur ein Viertel hält sie für ausge-
wogen. Dieses Meinungsbild zeigt sich über alle Al-
tersgruppen hinweg – mit 40 Prozent nehmen die 
Befragten unter 40 Jahren allerdings am seltensten 
eine zu starke Parteinahme für Israel wahr. 

Ein interessanter Zusammenhang zeigt sich mit 
der vorausgehenden Frage zur Informiertheit: Be-
fragte, die die deutsche Medienberichterstattung 
als zu parteiisch zugunsten der Palästinenser:innen 
empfinden, fühlen sich zu 63 Prozent eher oder sehr 
schlecht informiert. Umgekehrt sehen sich 67 Pro-
zent derjenigen, die eine Parteinahme zugunsten  
Israels wahrnehmen, eher oder sehr gut informiert.

Dieser Zusammenhang bildet sich auch in der Par-
teipräferenz ab. Wähler:innen der CDU/CSU – die 
sich am häufigsten gut informiert fühlen – sind mit 

Schließlich spielt auch in Israel das Alter für die Hal-
tung zur Zweistaatenlösung eine Rolle: 36 Prozent 
der über 60-Jährigen unterstützen sie, bei den unter 
40-Jährigen sind es nur 29 Prozent. Hier zeigt sich 
der Einfluss politischer Sozialisation: Viele Ältere 
haben die Osloer Prozesse und die damit verbunde-
nen Hoffnungen auf Frieden im Nahen Osten noch 
bewusst miterlebt.

Mediale Wahrnehmungen

Der israelisch-palästinensische Konflikt prägt nicht 
nur die politische Realität vor Ort, sondern ist auch 
ein fester Bestandteil medialer Wahrnehmung und 
öffentlicher Debatten in Deutschland. Erstmals in 
dieser Studienreihe haben wir in Deutschland danach 
gefragt, wie gut sich die Menschen durch die deut-
schen Medien über die Situation im israelisch-paläs-
tinensischen Konflikt informiert fühlen (Abb. 17). Das 
Ergebnis macht deutlich: Subjektiv gut respektive 
schlecht Informierte halten sich in etwa die Waage. 
Unterschiede zeigen sich erneut nach Alter, Bildung 
und Geschlecht: Besonders auffällig ist, dass sich 
jüngere Befragte unter 40 Jahren mehrheitlich (51 
Prozent) schlecht informiert fühlen. Unter den jun-
gen Frauen fühlen sich sogar nur 25 Prozent gut in-
formiert, während es unter den jungen Männern 48 

Abbildung 17 | Selbsteinschätzung der Informiertheit über den israelisch-palästinensischen Konflikt

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Wie gut fühlen Sie sich durch die deutschen Medien über 
die Situation im israelisch-palästinensischen Konflikt informiert?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der 
Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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Eine Mehrheit von 68 Prozent der deutschen Bevöl
kerung hält es für legitim, hierzulande die Politik  
der israelischen Regierung zu kritisieren (Abb. 19, 
Seite 37). Im Detail zeigen sich Unterschiede: So hal-
ten 75 Prozent der Männer Kritik an der israelischen 
Politik für legitim, bei den Frauen sind es 61 Prozent. 
Ebenso sind ältere Menschen eher der Meinung, dass 
das israelische Regierungshandeln kritisiert werden 
kann: So liegt die Zustimmung bei den über 60-Jäh-
rigen bei 75 Prozent, bei den unter 40-Jährigen nur 
bei 59 Prozent. Auch mit steigender Schulbildung 
wächst die Zustimmung dazu, dass Kritik legitim ist: 
75 Prozent der Befragten mit hoher formeller Bil-
dung stimmen zu, bei niedriger Bildung sind es 63 
Prozent. 

Auch über alle Parteipräferenzen hinweg wird Kritik 
an der Politik der israelischen Regierung als legitim 
angesehen. Besonders deutlich ist die Zustimmung 
unter Wähler:innen von Bündnis 90/Die Grünen 
(79 Prozent), der SPD (76 Prozent), der Partei Die 
Linke (73 Prozent) und der CDU/CSU (72 Prozent). 
Geringer, aber immer noch mehrheitlich stimmen 
Wähler:innen der AfD (59 Prozent) zu, dass Kritik 
legitim ist.

einem Anteil von 57 Prozent am ehesten der Mei-
nung, die Medien berichteten überwiegend zuguns-
ten Israels. Dagegen wird eine Berichterstattung 
zugunsten der Palästinenser:innen über alle Partei-
präferenzen hinweg nur selten wahrgenommen; mit 
14 Prozent nehmen aber die Wähler:innen der AfD – 
die sich am häufigsten schlecht informiert fühlen – 
vergleichsweise am häufigsten eine Berichterstat-
tung zugunsten der Palästinenser:innen wahr.

Legitimität von Kritik an Israel

Der Krieg im Gazastreifen ist nicht nur in den Me-
dien stark präsent, er hat auch zu vermehrten is
raelkritischen Äußerungen in der deutschen Be-
völkerung geführt. Ob und inwieweit diese mit 
antisemitischen Motiven verbunden sind, lässt sich 
schwer bestimmen – auch deswegen, weil unter-
schiedliche Antisemitismus-Definitionen existieren. 
Um dennoch eine Einschätzung darüber zu ermögli-
chen, wie weit verbreitet antiisraelische – und damit 
potenziell antisemitische – Grundhaltungen in der 
Bevölkerung sind, haben wir in dieser Studienreihe 
erstmals erhoben, wie die deutsche Bevölkerung zur 
Kritik an der Politik der israelischen Regierung und 
zu palästinensischen Protesten steht.

Abbildung 18 | Ausgewogenheit der deutschen Medienberichterstattung über Gaza

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Ist die deutsche Medienberichterstattung aus Ihrer Sicht über 
die Lage in Gaza ausgewogen?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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Anders die AfD-Anhänger:innen: Von ihnen sieht 
etwa die Hälfte (52 Prozent) friedliche Proteste von 
Palästinenser:innen als nicht legitim an – mehr als 
ein Viertel von ihnen hält sie für „überhaupt nicht“ 
legitim. Dahinter steht vermutlich eher eine migra
tionsablehnende Haltung als eine Ablehnung des 
demokratischen Demonstrations- und Versamm-
lungsrechts.

Insgesamt zeigt sich, dass friedliche Proteste für  
palästinensische Rechte in Deutschland mehrheit-
lich als legitim angesehen werden – mit deutlichen 
Unterschieden nach Bildung, Parteipräferenz und 
politischer Grundhaltung. 

Die Eskalation des israelisch-palästinensischen 
Konflikts seit dem 7. Oktober 2023 macht sich im 
Alltag vieler Menschen auch in Deutschland bemerk
bar. Der Konflikt spielt eine Rolle in den Sozialen 
Medien, an Schulen und Universitäten. Zahlreiche 
Demonstrationen und andere Proteste prangern das 
Vorgehen des israelischen Militärs in Gaza an – häu
fig von palästinensischen Gruppierungen organisiert.  
Wir haben daher erstmals in dieser Studienreihe  
gefragt, ob die Menschen in Deutschland friedliche  
Proteste von Palästinenser:innen auf deutschen 
Straßen für legitim halten. Insgesamt ist eine 
knappe Mehrheit von 58 Prozent der Befragten die-
ser Meinung (Abb. 20, Seite 38). Knapp ein Drittel 
spricht sich allerdings dagegen aus. Dabei bestehen 
deutliche Unterschiede nach Bildungsgrad: Während 
mit 70 Prozent mehr als zwei Drittel der hoch Gebil-
deten friedliche Proteste als legitim ansehen, ist es 
unter Personen mit niedriger Bildung nur etwa jede:r 
Zweite.

Die Parteipräferenzen spiegeln ebenfalls die über-
wiegend positive Haltung, zeigen aber auch Unter-
schiede: Unter den Anhänger:innen von Bündnis 90/
Die Grünen sind mit 86 Prozent besonders viele der 
Ansicht, dass friedliche palästinensische Proteste 
legitim sind, gefolgt von Anhänger:innen der Partei 
Die Linke (77 Prozent), der SPD (71 Prozent) sowie –  
mit deutlichem Abstand – der CDU/CSU (61 Prozent).  

Abbildung 19 | Legitimität von Kritik an israelischer Regierung

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Zustimmung zur Aussage: „Es ist legitim, hierzulande die Politik der israelischen Regierung 
zu kritisieren.“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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Abbildung 20 | Legitimität von palästinensischen Protesten

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Zustimmung zur Aussage: „Es ist legitim, wenn Palästinenser hierzulande friedlich für ihre 
Rechte demonstrieren.“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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Wahrnehmung von Antisemitismus 

23 Prozent der Befragten in Deutschland sind der 
Ansicht, dass eine große Zahl oder die meisten Men-
schen hierzulande negativ gegenüber Jüdinnen und 
Juden eingestellt sind (Abb. 21). Das ist ein Anstieg 
um fünf Prozentpunkte gegenüber 2021. In Israel 
geht der Trend in die andere Richtung: Hier glaub-
ten 2021 noch 40 Prozent, dass Deutsche in weiten 
Teilen judenfeindlich eingestellt sind, 2025 sind es 
34 Prozent. Allerdings gehen jüdische Israelis etwas 
häufiger von antisemitischen Einstellungen in der 
deutschen Bevölkerung aus (38 Prozent, minus sechs 
Prozentpunkte), während es bei den arabischen  
Israelis – unverändert gegenüber der letzten Erhe-
bung – nur 25 Prozent sind. 

Nachdem wir bereits mit der Erinnerung an den  
Holocaust sowie dem Nahostkonflikt zwei relevante 
Bezugspunkte beider Länder und die unterschied
lichen Blickwinkel darauf untersucht haben, werfen 
wir nun ein Schlaglicht auf die Wahrnehmung von 
Antisemitismus in Deutschland – aus deutscher wie 
israelischer Perspektive.

Bevor wir die antisemitischen Einstellungen selbst 
vertiefend analysieren, blicken wir zunächst auf die 
Wahrnehmung. Wie beurteilen die israelischen und 
die deutschen Befragten das aktuelle gesellschaft-
liche Klima in Deutschland in Hinblick auf Antise-
mitismus? Ist dieser aus ihrer Sicht ein wachsendes 
Problem? Abschließend untersuchen wir, wie stark 
aus Sicht der deutschen und israelischen Befragten 
Jüdinnen und Juden in Deutschland von Antisemitis-
mus betroffen sind und wie die politischen Maßnah-
men gegen Antisemitismus eingeschätzt werden.

Judentum und Antisemitismus in Deutschland

Abbildung 21 | Einstellung der deutschen Bevölkerung gegenüber Jüdinnen und Juden

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Wie beurteilen Sie die allgemeine Einstellung gegenüber Juden 
in Deutschland? Sind die meisten, eine große Zahl, eine geringe Zahl oder kaum jemand gegen die Juden eingestellt?“ Prozentwerte 
summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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land gegenüber Jüdinnen und Juden negativ einge-
stellt ist. Unter AfD-Wähler:innen liegt dieser An-
teil nur bei etwa einem Sechstel, während 62 Prozent 
von ihnen angeben, dass kaum jemand oder nur eine 
geringe Zahl negativ gegenüber Jüdinnen und Juden 
eingestellt ist.

In Israel glauben Frauen mit 39 Prozent häufiger an 
eine ablehnende Haltung in der deutschen Bevölke-
rung gegenüber Jüdinnen und Juden als Männer (30 
Prozent). Und während nur ein Drittel der säkularen  
Jüdinnen und Juden von dieser negativen Haltung 
ausgeht, liegt dieser Wert bei traditionellen (39 Pro-
zent), religiösen (45 Prozent) und ultraorthodoxen 
(44 Prozent) Jüdinnen und Juden deutlich höher. Be-
sonders Wähler:innen von HaTzionut HaDatit (52 
Prozent) und HaMachane HaMamlachti (48 Prozent) 
glauben, dass Deutsche in weiten Teilen judenfeind-
lich eingestellt sind. Unter den Wähler:innen von 
Likud und Yesh Atid sind es nur 41 beziehungsweise 
37 Prozent. Auffällig ist der höhere Anteil unter den 
Wähler:innen von HaMachane HaMamlachti gegen
über denen von Likud – das steht im Gegensatz 
zu anderen Befunden, die zeigten, dass vor allem 
rechte Wählergruppen besonders kritisch gegenüber 
Deutschland eingestellt sind. Eine mögliche Erklä-
rung liegt in einer gewachsenen Enttäuschung ange-
sichts der europäischen Reaktion auf den 7. Oktober 

Der positive Trend in Israel ist bemerkenswert in 
Anbetracht des erschreckenden Anstiegs antisemi-
tischer Straftaten in Deutschland und Europa nach 
dem 7. Oktober 2023. Eine Erklärung dafür dürfte in 
der starken Binnenorientierung vieler israelischer 
Medien liegen: Internationale Vorfälle, auch antise-
mitische, werden meist nur in Haaretz oder Times 
of Israel ausführlicher aufgegriffen. Beide haben nur 
eine sehr kleine Reichweite. Auch die wahrgenom-
mene Unterstützung Israels durch die deutsche Bun-
desregierung könnte eine Rolle spielen, woraus auf 
eine positive Haltung der deutschen Bevölkerung 
gegenüber Jüdinnen und Juden geschlossen würde. 
Festzuhalten bleibt gleichwohl: In Israel ist die Mei-
nung über die Deutschen in Bezug auf antisemitische 
Einstellungen insgesamt kritischer als die der Deut-
schen über sich selbst.

In Deutschland zeigen sich leichte Unterschiede 
nach Geschlecht: Männer glauben eher, dass viele 
Menschen in Deutschland negativ gegenüber Jüdin-
nen und Juden eingestellt sind, während knapp ein 
Viertel der Frauen hierzu keine Einschätzung geben 
möchte. Bei den Parteipräferenzen liegen die de-
mokratischen Parteien nah beieinander: Rund ein 
Viertel der Wähler:innen von CDU/CSU, SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Die Linke ist der Auffassung, 
dass eine große Zahl oder die Mehrheit in Deutsch-

Abbildung 22 | Entwicklung von Antisemitismus in Deutschland 

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Sind Sie der Auffassung, dass Antisemitismus, also Judenfeind
lichkeit, in Deutschland in den letzten fünf Jahren zugenommen hat, gleichgeblieben ist oder abgenommen hat?“ Prozentwerte 
summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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Besonders verbreitet ist die Ansicht, dass in 
Deutschland Antisemitismus zugenommen hat, 
unter den Wähler:innen von HaMachane HaMam-
lachti (80 Prozent), gefolgt von den Wähler:innen 
von Yesh Atid (69 Prozent), HaTzionut HaDatit (67 
Prozent) und Likud (60 Prozent). Das deckt sich mit 
der zuvor skizzierten Vermutung, dass insbesondere 
liberal-zionistische Wähler:innen sensibel für anti-
semitische Tendenzen in Deutschland sind – mög-
licherweise, weil sie sich trotz zunehmender Ent-
fremdung weiterhin als Teil eines gemeinsamen 
Wertewestens begreifen.

Insgesamt lässt sich festhalten, dass antisemitische 
Übergriffe in Europa und den USA, besonders seit 
dem 7. Oktober 2023, in beiden Ländern, Deutsch-
land und Israel, von einem Großteil der Menschen 
als zunehmendes Problem wahrgenommen werden.  
Der Binnenorientierung vieler israelischer Medien 
und der damit verbundenen begrenzten Aufmerk-
samkeit für Entwicklungen in Europa ist es zu 
zuschreiben, dass in Teilen der israelischen Be
völkerung die Wahrnehmung eines zunehmenden  
deutschen Antisemitismus weniger ausgeprägt ist. 
Besonders stark wird Antisemitismus von den älte
ren Befragten in Deutschland wahrgenommen, 
ebenso wie von religiösen Jüdinnen und Juden in  
Israel. Unter AfD-Wähler:innen herrscht insgesamt 
ein geringeres Bewusstsein für die Verbreitung und 
Entwicklung von Antisemitismus als in allen ande-
ren Parteien. 

Antisemitische Einstellungen

Soweit die Wahrnehmungen – doch wie ist es tat-
sächlich um die Judenfeindlichkeit in Deutschland 
bestellt? Dazu haben wir in Fortsetzung früherer  
Erhebungen der Studienreihe die Einstellungen 
der Befragten erfasst. Antisemitismus wird in der 
Regel als ein Bündel stereotyper und abwertender 
Überzeugungen und Tropen beschrieben, in denen 
Judenfeindlichkeit zum Ausdruck kommt. Dabei wird 
zwischen klassischem, sekundärem (z. B. Erinne-
rungsabwehr oder Täter-Opfer-Umkehr) und isra-
elbezogenem Antisemitismus unterschieden. Um 

2023, die bei liberal-zionistischen Gruppen stärker 
ins Gewicht fällt als bei eher sicherheitsorientierten 
oder weniger auf internationale Rückendeckung be-
dachten rechten Wähler:innen.

Einig ist sich eine Mehrheit der Deutschen (55 Pro-
zent) und der Israelis (57 Prozent), dass Antisemitis-
mus in Deutschland in den vergangenen fünf Jahren 
eher oder stark zugenommen hat (Abb. 22, Seite 40). 
Diese Werte sind im Vergleich zu 2021 in beiden Län-
dern leicht gestiegen: Damals glaubten noch 52 Pro-
zent der deutschen und 51 Prozent der israelischen 
Befragten, dass Antisemitismus zugenommen hat. 

In Deutschland fällt besonders ein Altersunterschied 
auf: Während zwei Drittel der Befragten ab 60 Jahren 
(66 Prozent) eine Zunahme von Antisemitismus  
wahrnehmen, sind es bei den unter 40-Jährigen  
lediglich 46 Prozent. Besonders Wähler:innen von 
Bündnis 90/Die Grünen glauben, dass Antisemitis
mus in den letzten fünf Jahren an Zustimmung ge-
wonnen hat (74 Prozent); das denkt auch eine 
knappe Mehrheit der Anhänger:innen von CDU/CSU, 
SPD und Die Linke (59, 57 und 56 Prozent). AfD-
Wähler:innen gehen seltener von einer Zunahme aus 
(45 Prozent), zudem gibt hier jede:r Sechste an, keine 
klare Meinung dazu zu haben. Die hohe Sensibilität  
gegenüber Antisemitismus unter Wähler:innen der 
Grünen hängt möglicherweise weniger mit einem 
allgemein ‚progressiven‘ Milieu zusammen als viel-
mehr dem überdurchschnittlich hohen Bildungs
niveau unter den Anhänger:innen dieser Partei.

In Israel zeigen sich erneut besonders deutliche  
Unterschiede zwischen jüdischen und arabischen  
Befragten: Zwei Drittel der jüdischen Israelis (66 
Prozent) sind der Meinung, dass Antisemitismus 
in Deutschland zugenommen hat, während dies in 
der arabischen Bevölkerung nur jede:r Fünfte so 
sieht. Auch unter den Jüdinnen und Juden variieren 
die Einschätzungen je nach religiöser Orientierung: 
Während 56 Prozent der traditionell eingestellten Jü-
dinnen und Juden eine Zunahme von Antisemitismus 
wahrnehmen, ist dieser Anteil unter säkularen (69 
Prozent), religiösen (75 Prozent) und ultraorthodo-
xen Jüdinnen und Juden (71 Prozent) deutlich höher.
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Einstellungsmuster auf. 24 Prozent der Befragten 
stimmen mindestens fünf der Aussagen zu und sie-
ben Prozent der Befragten sogar allen.

Die Aussage „Juden haben auf der Welt zu viel Ein-
fluss“ ist ein zentrales Indikator-Item zur Messung 
von klassischem Antisemitismus. Sie stößt in der ak-
tuellen Erhebung mit 27 Prozent auf mehr Zustim-
mung als noch 2021 (24 Prozent). Der größte Anstieg 
ist in der Gruppe der unter 40-Jährigen zu verzeich-
nen. Hier erhält die Aussage mit 28 Prozent inzwi-
schen doppelt so viel Zustimmung wie noch 2021. 
Damit erreicht die Gruppe der unter 40-Jährigen 
einen ähnlich hohen Wert wie die anderen Alters-
gruppen. Vor allem nach Geschlecht und Bildungs
niveau zeigen sich bedeutende Unterschiede. Män-
ner stimmen der Aussage mit 32 Prozent deutlich 

eine Einschätzung der Verbreitung von Antisemi-
tismus in Deutschland zu erhalten, haben wir mit 
einer Reihe von Fragen diese verschiedenen anti-
semitischen Einstellungsmuster erhoben (Abb. 23). 
Dabei hat unsere Studie nicht den Anspruch, anti
semitische Einstellungen in Deutschland in ihrer 
ganzen Komplexität zu erfassen. Gleichwohl lassen  
unsere Ergebnisse erkennen: Im Vergleich zu 2021 
hat insbesondere der israelbezogene Antisemitis-
mus zugenommen. Dabei zeigen sich bedeutende 
Unterschiede nach soziodemografischen Merkmalen 
sowie der Parteipräferenz der Befragten.

Insgesamt stimmten 36 Prozent mindestens vier der 
Aussagen zum Antisemitismus zu und befürworten  
somit mehr als die Hälfte der genutzten Items. 
Damit weist über ein Drittel klare antisemitische 

Abbildung 23 | Antisemitische Einstellungen in Deutschland

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Zustimmung zu den jeweiligen Aussagen. Prozentwerte summieren sich aufgrund von 
Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100. Bei der Aussage „Heute, beinahe 80 Jahre nach Ende des 2. Weltkrieges, 
sollten wir nicht mehr so viel über die Verfolgung der Juden im Nationalsozialismus reden, sondern endlich einen Schlussstrich unter 
die Vergangenheit ziehen“ wurden bei der Umfrage andere Antwortoptionen angewendet als hier abgebildet. „Falsch“ wurde „stimme 
eher/überhaupt nicht zu“ zugeordnet, „richtig“ der Antwortoption „stimme eher/voll und ganz zu“. Die Antworten „weiß nicht“ und 
„unentschieden“ wurden „weiß nicht“ zugeordnet. Für eine genaue Aufteilung siehe Abb. 8, Seite 21. 

Basis: alle Befragten (Deutschland); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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 Juden im Nationalsozialismus reden, sondern endlich
 einen Schlussstrich unter die Vergangenheit ziehen.“

„Es ist falsch, den Deutschen auch heute noch die
 Verbrechen an den Juden im Nationalsozialismus

 vorzuwerfen.“

„Juden haben auf der Welt zu viel Einfluss.“
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Altersgruppe auf 28 Prozent verdoppelt. Eine große 
Rolle spielt auch das Bildungsniveau: Befragte mit 
niedriger Bildung stimmen der Aussage, dass das, 
was der Staat Israel heute mit den Palästinensern 
macht, im Prinzip nichts anderes sei als das, was 
die Nazis im Dritten Reich mit den Juden gemacht 
haben, mit 46 Prozent häufiger zu als höher Gebil-
dete (40 Prozent). Und auch der Aussage, dass ihnen 
durch die israelische Politik die Juden immer un-
sympathischer würden, stimmen sie mit 34 Prozent 
häufiger zu als Befragte mit höherem Bildungsni-
veau (27 Prozent).

Ein bedeutender Zusammenhang lässt sich zwischen 
antisemitischen Einstellungen und Parteipräferenz  
feststellen. Klassischer Antisemitismus ist besonders 
stark unter Wähler:innen der AfD verbreitet (37 Pro-
zent Zustimmung zu der Aussage „Juden haben auf 
der Welt zu viel Einfluss“). Unter den Wähler:innen 
der (ehemaligen) Volksparteien CDU/CSU und SPD 
liegt die Zustimmungsrate bei immerhin 31 bezie-
hungsweise 30 Prozent, unter Wähler:innen der Par-
tei Die Linke sind es 21 Prozent. Mit deutlichem Ab-
stand ist die Zustimmung unter den Wähler:innen 
von Bündnis 90/Die Grünen am geringsten – hier 
liegt sie lediglich bei acht Prozent. Interessant sind 
die Verschiebungen bei den klassisch antisemitischen 
Einstellungen nach Parteipräferenz gegenüber 2021: 
Während inzwischen mehr Wähler:innen der SPD 
(2021: 20 Prozent) sowie der Partei Die Linke (2021: 
zwölf Prozent) der entsprechenden Aussage zustim-
men, ging die Zustimmung unter Wähler:innen der 
AfD (2021: 48 Prozent) und Bündnis 90/Die Grünen  
(2021: 14 Prozent) zurück. Etwa gleich blieb die Zu-
stimmung unter den Wähler:innen der CDU/CSU 
(2021: 30 Prozent). Der Rückgang klassisch antisemi-
tischer Einstellungen unter den Wähler:innen der AfD 
lässt sich vermutlich weniger durch einen Einstel-
lungswandel innerhalb der AfD-Anhängerschaft er-
klären als durch eine Veränderung ihrer Zusammen-
setzung. Zwischen 2021 und 2025 gewann die Partei 
erheblich an neuen Wähler:innen hinzu – vor allem 
aus dem Lager der bisherigen Nichtwähler:innen 
sowie von CDU/CSU und FDP. Umgekehrt dürfte 
der Rückgang der Zustimmungsraten unter den 
Wähler:innen des Bündnis 90/Die Grünen darauf zu-

häufiger zu als Frauen mit 23 Prozent. Die meiste 
Zustimmung äußern junge Männer unter 40 Jahren 
(36 Prozent), wohingegen die Frauen in dieser Al-
tersgruppe die geringste Zustimmung angeben (20 
Prozent). Unter Befragten mit niedriger Bildung ist 
die Zustimmung mit 33 Prozent ebenfalls besonders 
hoch. 

Der sekundäre Antisemitismus äußert sich vor allem  
in einer Abwehrhaltung gegenüber der Erinnerung 
an die Shoah und der damit verbundenen Verant
wortung. Der Aussage „Es ist falsch, den Deutschen 
auch heute noch die Verbrechen an den Juden im  
Nationalsozialismus vorzuwerfen“ stimmen 65 
Prozent der Befragten zu. Im Vergleich zu 2021 ist 
dies ein Rückgang um vier Prozentpunkte. In Ost-
deutschland ist der Rückgang mit zehn Prozent-
punkten besonders ausgeprägt. Hier zeigt sich 
ebenfalls ein deutlicher Zusammenhang mit dem 
Bildungsniveau: 72 Prozent der niedrig Gebildeten  
stimmen der Aussage zu, aber nur 61 Prozent der 
höher Gebildeten. Auch einen Schlussstrich unter die 
Vergangenheit des Nationalsozialismus zu ziehen, 
halten heute etwas weniger Menschen für richtig. 
2021 stimmten noch 49 Prozent der Befragten dieser 
Aussage zu, inzwischen sind es 45 Prozent. Wiede-
rum ist der Rückgang in Ostdeutschland besonders 
deutlich ausgeprägt, von 51 Prozent auf 44 Prozent. 
Auch bei dieser Aussage liegt die Zustimmung unter 
niedrig Gebildeten mit 52 Prozent deutlich höher als 
unter höher Gebildeten (38 Prozent).

Deutlich zugenommen hat der israelbezogene Anti-
semitismus. 42 Prozent der Befragten stimmen der 
Aussage zu, dass das, was der Staat Israel heute mit 
den Palästinensern macht, im Prinzip nichts ande-
res sei als das, was die Nazis im Dritten Reich mit 
den Juden gemacht haben – ein Anstieg um sieben 
Prozentpunkte gegenüber 2021. 29 Prozent bejahen, 
dass ihnen durch die israelische Politik die Juden 
immer unsympathischer würden (2021: 21 Prozent). 
Bei beiden Aussagen ist die Zustimmung unter jün-
geren Menschen besonders stark gestiegen. So stim-
men 47 Prozent der unter 40-Jährigen der NS-Ver-
gleichsaussage zu (plus elf Prozentpunkte), bei der 
zweiten Aussage hat sich die Zustimmung in dieser  
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Die Ergebnisse verdeutlichen, dass sich antisemi-
tische Einstellungen in Deutschland entlang sozio-
demografischer Faktoren und politischer Überzeu-
gungen unterscheiden. Klassischer Antisemitismus 
findet vor allem bei jüngeren Männern und Personen 
mit niedrigem Bildungsniveau Zustimmung. Auch 
sekundärer und israelbezogener Antisemitismus ist 
unter niedrig Gebildeten weit verbreitet. Besonders 
alarmierend ist der Anstieg antisemitischer Haltun-
gen unter jungen Menschen.

Antisemitismus als gesellschaftliches 
Problem und die Betroffenheit von 
Jüdinnen und Juden 

Nach diesen Befunden stellt sich die Frage, wie stark 
Antisemitismus in Deutschland als ernst zu neh-
mendes Problem wahrgenommen wird, das die ge-
samte Gesellschaft angeht und eine konkrete Ge-
fahr für die jüdische Bevölkerung darstellt. Um diese 
Frage zu beantworten, untersuchten wir, ob die Be-
fragten die Jüdinnen und Juden in Deutschland einer 
Diskriminierung und Sicherheitsbedrohung ausge-
setzt sehen.

Deutliche Unterschiede zeigen sich bei der Wahr-
nehmung von Antisemitismus als gesellschaftli-
chem Problem in Deutschland zwischen der deut-
schen und der israelischen Gesellschaft (Abb. 24, 
Seite 45). In Deutschland gehen 51 Prozent der Be-
fragten von einem (eher) kleinen oder gar keinem 
Problem aus, während in Israel 54 Prozent den deut-
schen Antisemitismus als ein (eher) großes Prob-
lem wahrnehmen. Die Werte für Deutschland zeigen 
gegenüber 2021 kleine, aber relevante Verschiebun-
gen: 2021 nannten 41 Prozent der Befragten Anti-
semitismus ein (eher) großes Problem, 49 Prozent 
ein (eher) kleines Problem. In der aktuellen Erhe-
bung liegt der Anteil derjenigen, die Antisemitismus 
als (eher) großes Problem bewerten, weiterhin bei 41 
Prozent, während der Anteil derjenigen, die ihn als 
(eher) kleines Problem einschätzen, auf 42 Prozent 
gesunken ist – ein Rückgang um etwa sieben Pro-
zentpunkte. 

rückzuführen sein, dass sich ihre Wählerschaft im 
gleichen Zeitraum stärker auf ein werteorientiertes,  
urbanes und bildungsnahes Kernmilieu konzentriert 
hat, das antisemitischen Einstellungen besonders 
deutlich ablehnend gegenübersteht.

Bei der Aussage „Es ist falsch, den Deutschen auch 
heute noch die Verbrechen an den Juden im Nati-
onalsozialismus vorzuwerfen“ ist die höchste Zu-
stimmung erneut unter Wähler:innen der AfD (79 
Prozent) zu finden, gefolgt von Wähler:innen der 
CDU/CSU (71 Prozent) und der SPD (64 Prozent). Mit 
Abstand am geringsten ist wieder die Zustimmung 
unter Wähler:innen von Bündnis 90/Die Grünen (39 
Prozent). 

Auch beim israelbezogenen Antisemitismus zeigen  
sich deutliche Unterschiede zwischen den Anhän
ger:innen der Parteien. Die Aussage „Was der Staat 
Israel heute mit den Palästinensern macht, ist im 
Prinzip nichts anderes als das, was die Nazis im 
Dritten Reich mit den Juden gemacht haben“ findet 
unter Wähler:innen der Partei Die Linke mit 53 Pro-
zent die größte Zustimmung, gefolgt von denen der 
AfD mit 43 Prozent. Am geringsten fällt die Zustim-
mung bei Wähler:innen von Bündnis 90/Die Grünen 
aus (39 Prozent). 

Bei der Aussage „Durch die israelische Politik wer-
den mir die Juden immer unsympathischer“ ergibt  
sich ein differenziertes Bild: Die Wähler:innen der 
AfD stimmen ihr mit 37 Prozent am meisten, die 
Anhänger:innen von Bündnis 90/Die Grünen mit 17 
Prozent am wenigsten zu. Unter Wähler:innen der 
Partei Die Linke liegt die Zustimmung bei 23 Pro-
zent – deutlich niedriger als bei der vorausgehen-
den Aussage. Dies deutet darauf hin, dass der israel-
kritische Diskurs im Kontext des Gazakrieges nicht 
notwendig in eine generalisierende Ablehnung von 
Jüdinnen und Juden als Kollektiv übergeht. In den 
gegenläufigen Ergebnissen der „gegen Israel“ und 
„gegen Jüdinnen und Juden“ gerichteten Aussagen  
spiegeln sich möglicherweise auch die derzeitigen 
Auseinandersetzungen zwischen rassismus- und 
antisemitismuskritischen Haltungen in linken  
Kreisen.
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(eher) großen Antisemitismusproblem in Deutsch-
land ausgehen. Dies ist ein vergleichsweise hoher 
Wert, wenn man bedenkt, dass das Thema historisch, 
biografisch und politisch nur die jüdische Erfahrung 
betrifft. Zudem ist ein gutes Drittel der arabischen 
Befragten (37 Prozent) unentschlossen. 

Die Unterschiede nach Parteipräferenzen fallen 
in Israel weniger stark aus: Am häufigsten sehen 
Wähler:innen von HaTzionut HaDatit (71 Prozent) 
ein (eher) großes Problem, gefolgt von den Anhän
ger:innen von HaMachane HaMamlachti (68 Pro-
zent), Yesh Atid (62 Prozent) und Likud (59 Pro-
zent). Dass hier über alle ideologischen Differenzen 
hinweg fast ein Konsens festzustellen ist, belegt, wie 
prägend die kollektive jüdische Erfahrung an diesem 
Punkt ist.

In der gegenwärtigen bundesdeutschen Diskussion  
geht es immer wieder darum, aus welcher gesell-
schaftlichen Richtung Antisemitismus vor allem 
kommt und jüdisches Leben bedroht. Diese Debatten  
sind häufig ideologisch aufgeladen und werden teil-
weise auch aus rassistischen und muslimfeindlichen  
Motiven heraus geführt. Vor diesem Hintergrund 
haben wir in dieser Studienreihe erstmals von den 
deutschen Befragten wissen wollen, welche Formen  
von Antisemitismus sie als größte Bedrohung in 
Deutschland wahrnehmen.

Zudem sind nun, gegenüber 2021, doppelt so viele 
Befragte unentschieden (acht Prozent). In Israel zei-
gen sich im Vergleich zu 2021 nur geringe Verände-
rungen, unter anderem ein um vier Prozentpunkte 
gestiegener Anteil an Unentschiedenen.

In Deutschland lässt sich eine stärkere Problem-
wahrnehmung in den höheren Altersgruppen fest-
stellen: Während 37 Prozent der Befragten unter 40 
Jahren Antisemitismus als (eher) großes Problem 
betrachten, sind es bei den über 60-Jährigen 46 Pro-
zent. Auch die Parteipräferenz macht einen deutli-
chen Unterschied: 61 Prozent der Wähler:innen von 
Bündnis 90/Die Grünen sehen Antisemitismus als 
ein (eher) großes Problem, unter den Anhänger:in
nen der SPD sind es 49 Prozent, unter denen der 
Partei Die Linke 42 Prozent und der CDU/CSU nur 40 
Prozent. Die vergleichsweise niedrige Problemwahr-
nehmung unter konservativen Wähler:innen über-
rascht angesichts der öffentlichen Positionierungen 
der Partei. Unter AfD-Wähler:innen ist die Problem-
wahrnehmung besonders gering ausgeprägt: Nur 31 
Prozent halten Antisemitismus für ein (eher) großes 
Problem, jede:r Fünfte sieht gar kein Problem.

In Israel sind es vor allem jüdische Befragte, die An-
tisemitismus in Deutschland als ernst zu nehmendes  
Problem einstufen (61 Prozent). Unter arabischen 
Israelis sind es immerhin 28 Prozent, die von einem 

Abbildung 24 | Antisemitismus als gesellschaftliches Problem

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Sind Sie der Auffassung, dass Antisemitismus, also Judenfeind
lichkeit, ein (eher) großes, (eher) kleines oder kein Problem in Deutschland ist?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen 
der Nachkommastellen nicht immer auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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erfasst – Straftaten, die eindeutig muslimischen 
Kreisen zugeordnet sind, machen somit einen Anteil 
von elf Prozent aus. Dabei ist zu beachten, dass isla-
mistisch motivierte Taten auch anteilig in der Kate-
gorie ‚ausländische Ideologien‘ (31 Prozent) enthal-
ten sein dürften.

Je nach Parteipräferenz unterscheiden sich die 
Wahrnehmungen antisemitischer Bedrohungen zum 
Teil erheblich: Für Wähler:innen von Bündnis 90/
Die Grünen (52 Prozent), SPD (43 Prozent) und Die 
Linke (40 Prozent) ist vor allem Antisemitismus 
von rechts eine Bedrohung. Dagegen nehmen insbe-
sondere Wähler:innen der AfD (50 Prozent) und der 
CDU/CSU (38 Prozent) Antisemitismus aus musli-
mischen Kreisen als größte Gefahr wahr. Antisemi-
tismus aus der Mitte oder von links wird über alle 
Parteien hinweg selten genannt. Allerdings benen-
nen Wähler:innen von Bündnis 90/Die Grünen häu-
figer Antisemitismus aus der Mitte (16 Prozent) und 
Wähler:innen der AfD Antisemitismus von links 
(neun Prozent) als größte Bedrohung.

Jüdinnen und Juden werden in Deutschland diskri
miniert – davon ist eine Mehrheit der Befragten in 
beiden Ländern überzeugt (Abb. 26, Seite 47). Wäh-
rend in Deutschland rund drei Viertel (76 Prozent) 
eine mehr oder minder starke Diskriminierung von 
Jüdinnen und Juden wahrnehmen, sind es in Israel  
59 Prozent – dort ist der Anteil unentschiedener  
Befragter jedoch deutlich höher (30 Prozent versus  
15 Prozent). Auch hier ist als möglicher Grund zu 
nennen, dass viele Menschen in Israel die deutschen  
Verhältnisse nicht gut kennen und kaum internati-
onale Medien verfolgen. Seit 2021 ist in beiden Län-
dern der Anteil der Menschen, die glauben, dass Jü-
dinnen und Juden diskriminiert werden, gesunken:  
in Deutschland um sechs Prozentpunkte, in Israel  
um sieben Prozentpunkte. In beiden Ländern hält 
sich der Anteil derer, die eine starke oder eine 
schwache Diskriminierung wahrnehmen, in etwa  
die Waage. In Deutschland sind 40 Prozent der Be-
fragten der Ansicht, dass Jüdinnen und Juden stark 
diskriminiert werden. In Israel teilen 30 Prozent (35 
Prozent der Jüdinnen und Juden) diese Einschät-
zung.

Insgesamt werden hier am häufigsten Antisemitis-
mus aus muslimischen Kreisen (33 Prozent) sowie 
Antisemitismus von rechts (30 Prozent) genannt 
(Abb. 25). Antisemitismus aus der gesellschaftlichen 
Mitte wird von elf Prozent und Antisemitismus von 
links von lediglich fünf Prozent der Befragten als 
Bedrohung eingestuft. Mit Blick auf die aktuelle Kri-
minalstatistik zeigt sich, dass insbesondere Antise-
mitismus von rechts unterschätzt wird.5 Mit 3.016 
(48 Prozent) von insgesamt 6.236 Straftaten hat-
ten diese den weitaus größten Anteil. Durch auslän-
dische Ideologien motivierte antisemitische Straf-
taten folgen mit 1.940 Fällen (31 Prozent). In dieser 
Kategorie werden insbesondere Delikte im Zusam-
menhang mit dem Nahostkonflikt erfasst. Antise-
mitische Straftaten islamistischer oder fundamen-
talistischer Motivation wurden 685-mal polizeilich 

5	 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/866547/
umfrage/polizeilich-erfasste-antisemitische-delikte-
in-deutschland-nach-bereichen/

Abbildung 25 | Formen des Antisemitismus

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf 
die Frage: „Welche Form des Antisemitismus stellt die größte 
Bedrohung in Deutschland dar?“ Prozentwerte summieren sich 
aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer 
auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland);  
gewichtete Ergebnisse; eigene  
Darstellung.
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res Problembewusstsein zu haben, möglicherweise, 
weil sie in ihrem Wahlverhalten eher der aktuellen 
Regierung zuneigen. 

Während 35 Prozent der jüdischen Israelis von einer 
starken Diskriminierung ausgehen, sind es unter 
arabischen Israelis nur zwölf Prozent; eine Mehr-
heit (55 Prozent) von ihnen glaubt, dass Jüdinnen 
und Juden in Deutschland eher schwach oder gar 
nicht diskriminiert werden. Unter jüdischen Israe-
lis besteht ein Zusammenhang zwischen religiöser 
Orientierung und der Wahrnehmung von Diskrimi-
nierung: Während 29 Prozent der säkular lebenden 
Jüdinnen und Juden von einer starken Diskriminie-
rung ausgehen, liegt dieser Anteil unter traditionell 
(38 Prozent), religiös (40 Prozent) und ultraortho-
dox (37 Prozent) lebenden Jüdinnen und Juden deut-
lich höher. Auch parteipolitische Zugehörigkeiten 
spielen eine Rolle: Eine starke Diskriminierung wird 
häufiger von Wähler:innen der Regierungsparteien 
Likud (44 Prozent) und HaTzionut HaDatit (43 Pro-
zent) als von Wähler:innen der Oppositionsparteien 
Yesh Atid (34 Prozent) und HaMachane HaMam-
lachti (35 Prozent) gesehen. 

Antisemitismus führt nicht allein zu Diskriminie
rungen, sondern bedroht jüdisches Leben in 
Deutschland auch ganz konkret. Daher wollten wir  

In Deutschland unterscheiden sich die Einschätzun-
gen je nach Geschlecht geringfügig: Unter Frauen  
ist der Anteil derer, die eine starke Diskriminierung  
wahrnehmen, größer (42 Prozent) als unter Män-
nern (38 Prozent). Diese glauben mehrheitlich, dass  
Jüdinnen und Juden eher schwach oder gar nicht 
diskriminiert werden (52 Prozent). Auch Partei
präferenzen spielen eine Rolle: Von einer starken  
Diskriminierung gehen eher Wähler:innen von 
Bündnis 90/Die Grünen (57 Prozent), SPD (49 Pro-
zent) und Die Linke (47 Prozent) aus, während 
Anhänger:innen von AfD (50 Prozent) und CDU/
CSU (51 Prozent) überwiegend eine schwache oder 
keine Diskriminierung sehen. Auffällig ist, dass 
Anhänger:innen von Bündnis 90/Die Grünen ver-
gleichsweise häufig der Meinung sind, dass Jüdin-
nen und Juden in Deutschland stark diskriminiert 
werden. Das wird in der öffentlichen Debatte bislang 
eher der CDU zugeschrieben.

In Israel treten teils deutlichere soziodemografische 
Unterschiede auf. Frauen glauben mit einem Anteil 
von 33 Prozent häufiger, dass Jüdinnen und Juden in 
Deutschland stark diskriminiert werden, als Männer 
(27 Prozent). Rund ein Drittel der Befragten unter 60 
Jahren geht von einer starken Diskriminierung aus, 
während es bei den über 60-Jährigen nur 21 Prozent 
sind. Jüngere Befragte scheinen demnach ein stärke-

Abbildung 26 | Diskriminierung von Jüdinnen und Juden in Deutschland

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Sehen sich Juden in Deutschland sehr/eher starker, sehr/eher 
schwacher oder keiner Diskriminierung ausgesetzt?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen 
nicht immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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desto häufiger stufen Befragte jüdisches Leben in 
Deutschland als sicher ein: Während 68 Prozent  
der höher Gebildeten so denken, sind es bei den  
Befragten mit niedriger Schulbildung 57 Prozent. 
Auch die Parteipräferenz schlägt sich in der Wahr-
nehmung nieder: Mehrheitlich als sicher sehen 
Wähler:innen der SPD (69 Prozent), der CDU/CSU 
(67 Prozent), von Bündnis 90/Die Grünen (65 Pro-
zent) und Die Linke (60 Prozent) jüdisches Leben in 
Deutschland an. Geringer fällt die Zustimmung unter 
Wähler:innen der AfD (54 Prozent) aus. Auffällig ist  
zudem, dass unter AfD-Wähler:innen der Anteil 
derer, die unentschieden sind, am größten ist (15 
Prozent). Die geringere Einschätzung der Sicherheit 
von Jüdinnen und Juden unter AfD-Wähler:innen 
dürfte vor allem mit einem ausgeprägten Misstrauen 
gegenüber staatlichen Institutionen sowie starker  
Betonung eines „Antisemitismus der Anderen“ 
sowie mit ambivalenten Einstellungen zu Jüdinnen  
und Juden und Israel zusammenhängen. Diese Kom-
bination führt zu einer insgesamt skeptischeren 
Wahrnehmung gesellschaftlicher Sicherheit und er-
klärt zugleich den überdurchschnittlich hohen Anteil 
Unentschiedener in dieser Wählergruppe.

Auch in Israel unterscheiden sich die Einschätzun-
gen deutlich. Männer gehen mit 48 Prozent weitaus 
häufiger als Frauen (33 Prozent) davon aus, dass Jü-
dinnen und Juden in Deutschland sicher leben. Be-

von den Befragten in Deutschland und Israel auch  
wissen, wie sicher ihrer Einschätzung nach Jüdinnen 
und Juden in Deutschland leben.

In Deutschland selbst überwiegt ein optimistisches 
Bild (Abb. 27): 63 Prozent der Befragten sind der An-
sicht, dass Jüdinnen und Juden hierzulande eher 
oder sehr sicher sind (2021: 65 Prozent). Der leichte 
Rückgang um zwei Prozentpunkte steht im Kontrast 
zu dem de facto gestiegenen Schutzbedarf jüdischer 
Einrichtungen seit dem 7. Oktober 2023 und der Zu-
nahme antisemitischer Vorfälle in Deutschland. In 
Israel wird die Situation deutlich kritischer gesehen. 
Hier glauben 45 Prozent der Befragten, dass jüdi-
sches Leben in Deutschland eher oder sehr unsicher 
ist (2021: 43 Prozent). Auffällig ist, dass insbeson-
dere unter arabischen Israelis das Bewusstsein für 
diese Unsicherheit zugenommen hat: Der Anteil 
derer, die so denken, ist seit 2021 von 15 auf 27 Pro-
zent gestiegen. Dies dürfte auch mit der zunehmen-
den internationalen Aufmerksamkeit für das Thema 
jüdische Sicherheit seit dem 7. Oktober 2023 zusam-
menhängen. 

In Deutschland zeigen sich Unterschiede insbeson
dere nach Geschlecht und Bildungsstand. Männer  
nehmen die Sicherheit von Jüdinnen und Juden in 
Deutschland deutlich positiver wahr als Frauen (71 
versus 55 Prozent). Je höher das Bildungsniveau,  

Abbildung 27 | Sicherheit von Jüdinnen und Juden in Deutschland

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Glauben Sie, dass Juden in Deutschland sicher sind?“ 
Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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Bewertung von politischen 
Maßnahmen

Unternimmt die deutsche Politik genug, um juden-
feindlichen Einstellungen etwas entgegenzusetzen  
und Jüdinnen und Juden Schutz vor Übergriffen zu 
bieten? Auch hierzu haben wir die Befragten in bei-
den Ländern um ihre Einschätzung gebeten. 

Bei der Bekämpfung judenfeindlicher Einstellungen 
ist das Meinungsbild in Deutschland geteilt (Abb. 28): 
41 Prozent der Befragten sind der Ansicht, dass die 
bisherigen Maßnahmen ausreichend sind, während 
39 Prozent mehr Engagement von der Politik erwar-
ten. In Israel fällt die Einschätzung kritischer aus. 
Knapp die Hälfte der Befragten (49 Prozent) wünscht 
sich ein stärkeres Vorgehen Deutschlands gegen ju-
denfeindliche Einstellungen, während nur 23 Pro-
zent die bisherigen Maßnahmen als ausreichend ein-
stufen. Seit 2021 gab es bei dieser Frage nur geringe 
Verschiebungen; die Zahl der Unentschiedenen ist 
jedoch leicht gestiegen – in Deutschland um zwei 
Prozentpunkte, in Israel um vier.

sonders deutlich ist der Unterschied zwischen jüdi-
schen und arabischen Israelis: Während 50 Prozent 
der jüdischen Israelis jüdisches Leben in Deutsch-
land als unsicher ansehen, ist dies nur bei 27 Pro-
zent der arabischen Israelis der Fall. Säkular lebende 
Jüdinnen und Juden sind die einzige Bevölkerungs-
gruppe, bei der eine relative Mehrheit von 43 Pro-
zent von einer sicheren Situation ausgeht. Dagegen 
glaubt eine Mehrheit der Traditionellen (58 Pro-
zent), Religiösen (57 Prozent) und Ultraorthodo-
xen (53 Prozent), dass jüdisches Leben in Deutsch-
land eher oder sogar sehr unsicher ist. Die Analyse 
nach Parteipräferenzen belegt einen Unterschied 
zwischen den Regierungs- und Oppositionsparteien: 
Wähler:innen der Regierungsparteien sehen jüdi-
sches Leben in Deutschland häufiger als unsicher an 
als Wähler:innen der Oppositionsparteien. Das Spek-
trum reicht von HaTzionut HaDatit (61 Prozent) und 
Likud (60 Prozent) bis zu HaMachane HaMamlachti 
(50 Prozent) und Yesh Atid (45 Prozent). Dies dürfte 
mit der stärkeren sicherheitspolitischen Orientie-
rung des Likud-Lagers zusammenhängen.

Abbildung 28 | Bekämpfung von judenfeindlichen Einstellungen

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Sind Sie der Auffassung, dass die deutsche Politik genug unter
nimmt um judenfeindliche Einstellungen zu bekämpfen?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen 
nicht immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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(73 Prozent) Jüdinnen und Juden. Nach Parteipräfe-
renz ist das Meinungsbild vergleichsweise homogen: 
Wähler:innen von HaMachane HaMamlachti glauben 
am wenigsten, dass die deutsche Politik judenfeind-
liche Einstellungen ungenügend bekämpft (60 Pro-
zent), unter Wähler:innen von HaTzionut HaDatit ist 
diese Wahrnehmung am verbreitetsten (69 Prozent). 
Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Einschät-
zungen in Israel vor allem nach der Zugehörigkeit 
zur jüdischen beziehungsweise arabischen Bevölke-
rungsgruppe, nach Religiosität, Geschlecht und Alter 
variieren.

Ein ähnliches Meinungsbild zeichnet sich bei der 
Frage nach dem Schutz vor Übergriffen ab (Abb. 29, 
Seite 51). In Deutschland ist eine Mehrheit der Be-
fragten der Auffassung, dass die deutsche Politik 
bereits genug für die Sicherheit von Jüdinnen und 
Juden unternimmt (44 Prozent). In Israel herrscht 
eine kritischere Wahrnehmung vor: Hier glaubt 
knapp die Hälfte (47 Prozent) der Befragten, dass  
die deutsche Politik mehr unternehmen müsste.

Auffällig sind in Deutschland erneut die geschlechts
spezifischen Unterschiede: 52 Prozent der Männer  
sind der Meinung, dass die deutsche Politik genug 
unternimmt, um Jüdinnen und Juden vor Angriffen  
zu schützen. Frauen zeigen sich in dieser Frage 
deutlich gespalten: 37 Prozent sehen die Maßnah
men als ausreichend an, 39 Prozent als unzurei-
chend. Auch die parteipolitische Zugehörigkeit 
prägt die Einschätzungen und zeigt ein ähnliches 
Muster wie bei der Bekämpfung der judenfeindli-
chen Einstellungen: Ausreichend sind die bisheri-
gen Schutzmaßnahmen für den überwiegenden Teil 
der Wähler:innen von CDU/CSU (52 Prozent), SPD 
(52 Prozent) und AfD (42 Prozent). Demgegenüber 
sprechen sich erneut die Wähler:innen von Bündnis 
90/Die Grünen (46 Prozent) und Die Linke (44 Pro-
zent) häufiger für ein stärkeres Engagement der Po-
litik aus.

Ähnlich wie bei der vorausgehenden Frage lassen 
sich bei den israelischen Befragten klare Differenzen 
nach Geschlecht und nach Alter erkennen: Männer 
(32 Prozent) sind häufiger als Frauen (21 Prozent) 

In Deutschland machen vor allem die Faktoren Ge-
schlecht und Bildung bei der Bewertung politischer  
Maßnahmen gegen judenfeindliche Einstellungen  
einen Unterschied: Nahezu die Hälfte der Männer  
(48 Prozent) hält die bisherigen Maßnahmen für 
ausreichend, während nur 36 Prozent der Frauen 
diese Einschätzung teilen. Das korrespondiert 
mit dem Befund, dass Frauen jüdisches Leben in 
Deutschland häufiger als unsicher einstufen. Zudem 
sehen Befragte mit niedriger Schulbildung die Maß-
nahmen der deutschen Politik seltener als ausrei-
chend an als solche mit mittlerer oder höherer  
Bildung (38 versus jeweils 44 Prozent). Auch die 
Parteipräferenz wirkt sich auf das Antwortverhal-
ten aus: Überwiegend zufrieden mit den bisherigen 
Maßnahmen sind die Wähler:innen von CDU/CSU  
(51 Prozent), SPD (46 Prozent) und AfD (41 Prozent). 
Demgegenüber betonen insbesondere Wähler:innen 
von Bündnis 90/Die Grünen (53 Prozent) und der 
Partei Die Linke (48 Prozent), dass mehr geschehen  
müsse, um judenfeindliche Einstellungen zu be-
kämpfen. 

Wie bei anderen Themen zeigen sich auch hier in  
Israel deutliche Differenzen nach soziodemografi-
schen Merkmalen: Männer (30 Prozent) sind häu-
figer als Frauen (16 Prozent) der Ansicht, dass 
Deutschland bereits genug gegen antisemitische 
Einstellungen unternimmt. Jüngere Israelis unter 
40 Jahren wünschen sich mehrheitlich (53 Prozent) 
einen stärkeren Einsatz der deutschen Politik gegen 
Judenfeindlichkeit. Bei den über 60-Jährigen sind es 
nur 45 Prozent. Am ausgeprägtesten ist der Unter-
schied zwischen jüdischen und arabischen Israelis: 
Während 59 Prozent der jüdischen Israelis meinen, 
dass die deutsche Politik nicht genug gegen juden-
feindliche Einstellungen tut, glauben das 14 Prozent 
der arabischen Israelis. Umgekehrt halten 50 Pro-
zent der arabischen Israelis die bisherigen Maßnah-
men für ausreichend, unter den jüdischen Israelis 
sind es lediglich 15 Prozent. Auch innerhalb der jü-
dischen Bevölkerung zeigen sich markante Unter
schiede: Jüdinnen und Juden aus säkularen Kreisen  
sind seltener (52 Prozent) der Ansicht, dass die 
deutsche Politik zu untätig ist, als traditionelle (57 
Prozent), ultraorthodoxe (67 Prozent) und religiöse 
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Abbildung 29 | Schutz vor Übergriffen

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Sind Sie der Auffassung, dass die deutsche Politik genug unter
nimmt um Juden vor Übergriffen zu schützen?“ Prozentwerte summieren sich aufgrund von Rundungen der Nachkommastellen nicht 
immer auf 100.

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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Einordnung der Ergebnisse

Antisemitismus wird in allen Bevölkerungsgruppen,  
in Israel ebenso wie in Deutschland, als zunehmen-
des Problem wahrgenommen. Zugleich gilt Juden-
feindschaft jedoch als Randerscheinung, die eher 
die extremen Ränder und weniger die Mitte der Ge-
sellschaft betrifft. Unsere Befunde lassen erkennen, 
dass das nicht stimmt: Bis zu einem Drittel der Be-
fragten stimmt Aussagen des klassischen Antise-
mitismus zu, Aussagen des israelbezogenen Anti-
semitismus teilt bis zu einer Hälfte der Befragten. 
Aussagen zum sekundären Antisemitismus erfahren 
sogar Zustimmung von bis zu zwei Dritteln der Be-
fragten.

Diese Realität spiegelt sich weder in der öffentli-
chen Wahrnehmung noch im praktisch-politischen 
Tun. Weniger als die Hälfte der Befragten nimmt 
Antisemitismus als (eher) großes Problem wahr, 
diese Einschätzung hat sich seit 2021 nicht verän-
dert. Zugleich geht das Bewusstsein einer Diskrimi-
nierung von Jüdinnen und Juden zurück. Die Sicher-
heitslage wird unverändert eingeschätzt – obwohl 
die Zahl antisemitischer Straf- und Gewalttaten in 
den letzten Jahren deutlich gestiegen ist. Auch hält 

der Ansicht, dass Deutschland bereits ausreichend 
gegen antisemitische Übergriffe vorgeht. Vor allem 
jüngere Israelis unter 40 Jahren fordern ein stärke-
res Engagement der deutschen Politik: Eine Mehr-
heit von 51 Prozent ist dieser Ansicht, während es 
unter den über 60-Jährigen nur 43 Prozent sind.  
Besonders groß ist erneut auch die Kluft zwischen 
jüdischer und arabischer Bevölkerung: Während 56 
Prozent der jüdischen Israelis mehr Engagement von 
der deutschen Politik erwarten, sind es zwölf Pro-
zent der arabischen Israelis. Umgekehrt halten 54 
Prozent der arabischen Israelis die bisherigen Maß-
nahmen für ausreichend, unter den jüdischen Isra-
elis sind es lediglich 19 Prozent. Die religiöse Ori-
entierung beeinflusst die Wahrnehmung ebenfalls 
erheblich: Jüdinnen und Juden aus säkularen Krei-
sen sind am seltensten der Meinung, dass die deut-
sche Politik mehr zum Schutz vor antisemitischen 
Übergriffen unternehmen sollte (51 Prozent), wäh-
rend der Anteil unter den ultraorthodoxen Jüdinnen 
und Juden am höchsten ist (69 Prozent). Über Par-
teigrenzen hinweg ist die Wahrnehmung mangeln-
den Schutzes weit verbreitet: Unter Wähler:innen 
von HaTzionut HaDatit wird diese Meinung am häu-
figsten vertreten (66 Prozent), unter Wähler:innen 
von Yesh Atid am seltensten (56 Prozent).
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Im Hinblick auf Parteipräferenzen ist die markante 
Polarisierung zwischen der AfD und den restlichen 
Parteien hervorzuheben. Unter AfD-Wähler:innen 
sind antisemitische Einstellungen am weitesten  
verbreitet, während auf der anderen Seite Grünen-
Wähler:innen bei allen Formen des Antisemitismus 
die niedrigsten Werte aufweisen. Wähler:innen der 
CDU/CSU und SPD bewegen sich im Mittelfeld, teils 
mit steigenden Tendenzen im Vergleich zu 2021.  
Besonders gestiegen ist auch die Zustimmung zu  
israelkritischen Aussagen unter Wähler:innen der 
Partei Die Linke, die parteiintern am deutlichsten  
die Genozid-Debatte im Kontext des Gazakrieges 
vorangetrieben hat. Es gibt allerdings keine Indizien  
dafür, dass sich diese Haltung in einer pauschalen 
Ablehnung von Jüdinnen und Juden in Deutschland 
niederschlägt. Die AfD-Wählerschaft hat neben den 
ausgeprägtesten antisemitischen Einstellungen auch 
ein geringes Bewusstsein für die Verbreitung von 
Antisemitismus und die Diskriminierung von Jüdin-
nen und Juden in Deutschland.

Die Ergebnisse zeigen: Gerade dort, wo antisemiti-
sche Haltungen besonders stark verbreitet sind, wird 
Antisemitismus am wenigsten als Problem wahr-
genommen. Diese Schieflage verweist auf ein tiefe-
res gesellschaftliches Ungleichgewicht. Viele erken-
nen Antisemitismus nur dort, wo er sie nicht selbst 
betrifft. Dies legt nahe, dass es nicht ausreichend 
gelungen ist, den moralischen Anspruch deutscher 
Erinnerungskultur in eine nachhaltige gesellschaft-
liche Sensibilität zu übersetzen. 

eine relative Mehrheit der Befragten die bisheri-
gen politischen Bemühungen zur Bekämpfung von 
judenfeindlichen Einstellungen und zum Schutz von 
Jüdinnen und Juden für ausreichend – was nicht 
damit zusammenpasst, dass die Bewachung jüdi-
scher Einrichtungen wie Kindergärten, Schulen und 
Synagogen seit dem 7. Oktober 2023 massiv ver-
schärft werden musste. 

Bestimmte Bevölkerungsgruppen stechen bei unse-
ren Analysen besonders hervor. Männer äußern bei 
von uns gewählten Fragen zu Antisemitismus (vgl. 
Abb. 23, Seite 42) durchweg weniger Ungewissheit, 
sind aber zugleich stärker (klassisch) antisemitisch 
eingestellt und sehen weniger Bedarf an Schutzmaß-
nahmen. Frauen hingegen nehmen sowohl die Dis-
kriminierung als auch den Sicherheitsbedarf von Jü-
dinnen und Juden in Deutschland als stärker wahr 
und erwarten, dass hier mehr getan wird. 

Auch ältere Befragte nehmen die Zunahme an An-
tisemitismus in Deutschland deutlicher wahr und 
weisen ein ausgeprägteres Problembewusstsein auf 
als jüngere Altersgruppen. Unter den unter 40-Jäh-
rigen haben seit 2021 auch antisemitische Einstel-
lungen zugenommen, insbesondere beim israelbe-
zogenen und klassischen Antisemitismus. Besonders 
deutlich tritt dies bei der Gruppe der jungen Männer 
hervor, die sowohl den höchsten Grad an antisemiti-
schen Einstellungen als auch die geringste Problem-
wahrnehmung aufweisen.

Befragte mit höherer Schulbildung sind zwar über 
alle erfragten Aspekte hinweg weniger antisemitisch 
eingestellt, dies schlägt sich jedoch nicht in einer 
stärkeren Problematisierung von antisemitischen 
Tendenzen oder einer sensibleren Bedrohungswahr-
nehmung von Jüdinnen und Juden in Deutschland 
nieder. Höher Gebildete bewerten die bestehenden 
politischen Maßnahmen sogar überdurchschnittlich 
oft als ausreichend.
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Zwar sehen parteiübergreifend die meisten den der-
zeitigen Umfang der deutsch-israelischen Zusam-
menarbeit als ausreichend an, doch treten partei-
spezifische Tendenzen hervor: Wähler:innen von 
Bündnis 90/Die Grünen sprechen sich mit 37 Prozent 
überdurchschnittlich häufig für eine Ausweitung der 
Kooperation aus. Im Gegensatz dazu wünschen sich 
29 Prozent der AfD-Wähler:innen weniger Zusam-
menarbeit – der höchste Wert unter allen Partei
präferenzen.

In Israel zeigen sich auch hier deutliche Unter-
schiede zwischen jüdischen und arabischen Bevöl-
kerungsteilen. Während 76 Prozent der jüdischen 
Befragten eine intensivere Zusammenarbeit mit 
Deutschland befürworten, sind es unter Araber:in
nen nur 34 Prozent. Unter ihnen sieht eine relative 
Mehrheit (38 Prozent) den aktuellen Umfang der 
Kooperation als ausreichend an. Unterschiede zei-
gen sich auch zwischen den Regierungs- und Op-

Wie in den vorausgehenden Erhebungen haben wir 
auch diesmal nach der Wahrnehmung der Koopera-
tion zwischen Deutschland und Israel gefragt. 

Die Haltungen in beiden Ländern unterscheiden sich 
hier deutlich (Abb. 30). In Deutschland sind 40 Pro-
zent der Befragten der Meinung, dass der derzei-
tige Umfang der Zusammenarbeit ausreichend ist, 
während sich 24 Prozent eine intensivere Koopera-
tion wünschen. In Israel hingegen sehen nur 16 Pro-
zent der Befragten den Umfang der Kooperation als 
ausreichend an. Eine klare Mehrheit von 68 Prozent 
spricht sich für eine stärkere Zusammenarbeit aus.

Auffällig ist, dass sich in Deutschland unter den 
unter 40-Jährigen nahezu jede:r Vierte (23 Prozent) 
weniger Kooperation wünscht, während unter den 
über 60-Jährigen nur jede:r Zehnte so denkt.

Wahrnehmung der deutsch-israelischen 
Kooperation 

Abbildung 30 | Perspektiven der deutsch-israelischen Zusammenarbeit

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „Was würden Sie für die deutsch-israelische Zusammenarbeit 
empfehlen?“ Ausgenommene Antwortkategorie: „weiß nicht“. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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besonders häufig von Wähler:innen der SPD (42 
Prozent) sowie CDU/CSU (35 Prozent) als wichtig 
angesehen. Wähler:innen von Bündnis 90/Die Grü-
nen legen hingegen mit jeweils 44 Prozent besonde-
ren Wert auf den zivilgesellschaftlichen Austausch 
sowie die Kooperation in Wissenschaft und For-
schung. Auch für Wähler:innen der Partei Die Linke 
steht der zivilgesellschaftliche Austausch im Vor-
dergrund – 41 Prozent nennen ihn als wichtige Form 
der Zusammenarbeit. Die Wähler:innen der AfD, von 
denen fast ein Drittel weniger Kooperation zwischen 
Deutschland und Israel befürwortet, wählen am 
häufigsten die Antwortoption „weiß nicht“ (32 Pro-
zent), gefolgt von wirtschaftlicher Zusammenarbeit 
(30 Prozent).

Eine enge Kooperation in den Bereichen Militär, 
Rüstung und Verteidigung wird von 53 Prozent der 
jüdischen Befragten befürwortet – unter den ara-
bischen Befragten sind es lediglich sechs Prozent. 
Arabische Israelis legen hingegen mit 53 Prozent 
den größten Wert auf eine enge wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit. Aber auch unter jüdischen Israe-
lis wird dieser Bereich als relevant angesehen, 40 
Prozent sprechen sich dafür aus. Nach Parteipräfe-

positionsparteien: Eine Ausweitung der Koopera-
tion wünschen sich insbesondere Wähler:innen von 
HaMachane HaMamlachti (88 Prozent) und Yesh 
Atid (85 Prozent). Etwas verhaltener, aber dennoch 
mehrheitlich, wünschen dies auch Wähler:innen von 
Likud (79 Prozent) und HaTzionut HaDatit (68 Pro-
zent).

Wir haben auch danach gefragt, welche Bereiche der 
deutsch-israelischen Zusammenarbeit als besonders  
wichtig erachtet werden (Abb. 31). Dabei konnten die  
Befragten unter mehreren Möglichkeiten jeweils 
zwei Bereiche auswählen. In beiden Ländern wird 
von etwa einem Drittel der Befragten die politische 
Zusammenarbeit auf Regierungsebene als einer der 
wichtigsten Bereiche genannt. Die Israelis sehen da-
rüber hinaus die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
sowie Militär, Rüstung und Verteidigung als beson-
ders wichtig an. In Deutschland ist das anders, hier 
werden Wissenschaft und Forschung sowie zivil
gesellschaftlicher Austausch häufiger priorisiert  
als in Israel.

Erneut spielt die Parteipräferenz eine Rolle: Eine po-
litische Zusammenarbeit auf Regierungsebene wird 

Abbildung 31 | Wichtigste Bereiche der deutsch-israelischen Zusammenarbeit

Angegeben ist die prozentuale Verteilung der Antworten auf die Frage: „In welchen zwei Bereichen sollten Deutschland und Israel 
aus Ihrer Sicht besonders eng zusammenarbeiten?“ Ausgenommene Antwortkategorie: „weiß nicht“. Mehrfachantwort (maximal zwei 
Antworten) möglich, daher summieren sich Prozentwerte nicht auf 100. 

Basis: alle Befragten (Deutschland/Israel); gewichtete Ergebnisse; eigene Darstellung.
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renz zeigt sich breite Einigkeit: Am wichtigsten für 
alle Wähler:innen ist die Zusammenarbeit in den Be-
reichen Militär, Rüstung und Verteidigung. Bei den 
Wähler:innen der Regierungsparteien HaTzionut 
HaDatit und Likud folgt an zweiter Stelle die Zusam-
menarbeit auf Regierungsebene (43 und 40 Prozent). 
Die Wähler:innen der Oppositionsparteien Yesh Atid 
und HaMachane HaMamlachti nennen die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit am zweithäufigsten  
(47 und 44 Prozent).

Die unterschiedlichen Prioritäten in beiden Ländern  
deuten auf eine fortwährende Asymmetrie im 
Grundverständnis der deutsch-israelischen Bezie-
hung hin, die sich schon im Kapitel zu den deutsch-
israelischen Beziehungen (vgl. Seiten 15 ff.) gezeigt  
hat: Während man in Deutschland bis heute auf 
eine Verständigung durch gemeinsame Werte, Dia
log und symbolische Nähe setzt, dominiert in Israel 
ein funktionaler Blick auf eine Kooperation, die Si-
cherheitsfragen und wirtschaftliche Interessen in 
den Mittelpunkt stellt. Diese Differenz ist nicht neu: 
Schon in den Anfängen der bilateralen Beziehungen 
stand dem deutschen Bedürfnis nach Versöhnung 
die israelische Erwartung gegenüber, dass sich die 
Partnerschaft vor allem praktisch bewähren müsse.
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birgt andererseits aber die Gefahr, dass die konkrete 
politische Verantwortung gegenüber Israel ins Hin-
tertreffen gerät.

Zugleich offenbart unsere Studie einen besorgnis
erregenden Befund: Antisemitismus bleibt ein drän-
gendes gesellschaftliches Problem. Die Ergebnisse 
der Befragung zeigen deutlich, dass Judenfeindschaft 
in ihren unterschiedlichen Formen weiterhin Be-
stand hat und zudem in verschiedenen gesellschaft-
lichen Milieus und allen politischen Lagern auftritt 
– wenn auch in unterschiedlicher Ausprägung. Wäh-
rend die Zustimmungsraten zu Aussagen des sekun-
dären Antisemitismus teils rückläufig sind, ist insbe-
sondere der israelbezogene Antisemitismus auf dem 
Vormarsch – vor allem unter Jüngeren. 

Die Verschiebungen, die unsere Studie offenlegt, be-
treffen das gesellschaftliche Klima ebenso wie die 
Grundlagen deutsch-israelischer Beziehungen. Das 
Verständnis von historischer Verantwortung, Erinne-
rung an die Shoah und kritischer Solidarität mit dem 
Staat Israel sind wesentliche Säulen dieses Verhält-
nisses. Die Frage, wie diese Erinnerung in die Zukunft 
getragen und mit neuem Leben gefüllt werden kann, 
ist von grundlegender Bedeutung für die Weiterent-
wicklung der deutsch-israelischen Beziehungen. 

Trotz aller aktuellen Herausforderungen bleibt fest-
zuhalten, dass die Basis für Verständigung und Zu-
sammenarbeit zwischen beiden Ländern Bestand hat: 
Die beidseits geteilte Zustimmung zur Demokratie, 
das große Vertrauen, das die Israelis Deutschland 
entgegenbringen, ebenso wie die breite Zustimmung 
in Deutschland zur Bedeutung der historischen Ver-
antwortung bieten eine belastbare Grundlage für eine 
gemeinsame Zukunft.

Sechzig Jahre nach der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen sind Deutschland und Israel enger 
denn je politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich 
verbunden. Doch zugleich ist das Fundament der be-
sonderen Beziehung zwischen beiden Ländern fragi-
ler geworden. Unsere Studie zeigt: In der deutschen 
und in der israelischen Gesellschaft gehen die Ein-
schätzungen in zentralen Fragen deutlich auseinan
der. Bemerkenswert dabei ist, dass sich – wie bereits  
in der Vorgängerstudie – in Deutschland kaum Dif-
ferenzen zwischen ost- und westdeutschen Be-
fragten feststellen lassen. Trotz unterschiedlicher 
historischer Erfahrungen im Umgang mit der NS-
Vergangenheit und dem Staat Israel überwiegen in 
den zentralen Fragen der Wahrnehmung und Ein-
stellungen heute die Gemeinsamkeiten.

Anders sieht es im bilateralen Verhältnis zwischen 
beiden Ländern aus: Während Israelis Deutschland 
und seine Regierung mehrheitlich positiv bewerten, 
blicken Deutsche zunehmend kritisch auf Israel – 
insbesondere auf dessen aktuelle Regierung.

Gleichzeitig wird die historische Verantwortung 
Deutschlands von beiden Seiten unterschiedlich in-
terpretiert. Für eine große Mehrheit der Israelis ste-
hen im Fokus dieser deutschen Verantwortung glei-
chermaßen das jüdische Volk und der Staat Israel. In 
Deutschland hingegen wird die Verantwortung zu-
nehmend abstrakter gefasst: Viele jüngere Deutsche 
bejahen die Bedeutung der Shoah für die Gegenwart, 
ziehen daraus jedoch eher universelle Lehren für die 
Wahrung der Menschenrechte und das Völkerrecht 
und sehen weniger eine spezifische Verantwortung 
für das jüdische Volk oder gar den Staat Israel. Diese 
Universalisierung der Erinnerung ist einerseits Aus-
druck eines verinnerlichten Geschichtsbewusstseins, 

Fazit

Stephan Vopel
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4.	� Stärkung zivilgesellschaftlicher Beziehungen: 
Die politische und mediale Polarisierung darf 
nicht dazu führen, dass die menschlichen Be-
ziehungen vernachlässigt werden. Austausch-
programme, gemeinsame Bildungs- und For-
schungsprojekte sowie die direkte Begegnung 
junger Menschen sind der Nährboden für eine  
lebendige Beziehung, für Verständigung und 
wachsendes Vertrauen auch in konfliktbehafte-
ten Zeiten.

5.	� Eine klare europäische Nahostpolitik: Deutsch-
land sollte sich in der EU für eine kohärente, völ-
ker- und menschenrechtsbasierte und zugleich 
sicherheitspolitisch realistische Nahostpolitik 
einsetzen. Eine solche Politik muss Israels Sicher-
heit ebenso im Blick behalten wie die legitimen 
Rechte der Palästinenser:innen. So kann Vertrauen 
(wieder) geschaffen und eine gerechtere Friedens-
ordnung angestrebt werden.

Die deutsch-israelischen Beziehungen brauchen 
heute mehr denn je eine bewusste, reflektierte und 
zukunftsorientierte Ausgestaltung. Dazu gehört es 
auch, Differenzen nicht zu verschweigen, sondern 
offen zu benennen. Dann kann die besondere Be-
ziehung, die aus der Geschichte erwachsen ist, zu 
einem glaubwürdigen Versprechen für die Zukunft 
werden.

Gleichwohl sind angesichts der oben beschriebenen 
Entwicklungen klare und entschiedene politische 
Antworten gefragt. Sie müssen auf mehreren Ebenen 
ansetzen:

1.	� Politische Bildung und historische Verantwor-
tung: Die Vermittlung der Shoah und ihrer Be-
deutung für das Selbstverständnis der Bundesre-
publik muss gestärkt werden – insbesondere mit 
Blick auf die junge Generation. In ihr sind – auch 
bedingt durch Einwanderung – die Bezüge zum 
„Volk der Täter“ und die Bedeutung historischer 
Verantwortung uneindeutiger als je zuvor. Erin-
nerungspolitik darf sich deswegen nicht auf Ri-
tuale beschränken, sie muss konkret sein, viel-
fältige Identifikation und politische Orientierung 
bieten: für Demokratie, für Menschenrechte und 
gegen jede Form von Antisemitismus.

2.	� Antisemitismusbekämpfung in der Breite: Es 
braucht einen ganzheitlichen Ansatz, der alle 
Formen des Antisemitismus gleichermaßen ernst 
nimmt: rechten, linken, muslimischen, post-
kolonialen und israelbezogenen. Dabei gilt: Der 
Kampf gegen Antisemitismus darf nicht instru
mentalisiert werden – weder, um legitimer 
Israelkritik die Berechtigung abzusprechen, 
noch, um eigene Ressentiments – etwa gegen-
über Muslimen – zu kaschieren.

3.	� Kritische Solidarität mit Israel: Die vielbeschwo-
rene „Staatsräson“ muss konkret eingelöst wer-
den durch eine Haltung der kritischen Solidarität. 
Das bedeutet: Israels Existenzrecht und Sicher-
heit sind nicht verhandelbar. Zugleich darf dies 
nicht bedeuten, Fehlentwicklungen in der israeli-
schen Innen- oder Außenpolitik zu ignorieren.  
Gerade aus tiefer Verbundenheit erwächst die 
Pflicht zur kritischen Begleitung.
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bungen das Israelbild betreffend nicht ausschließ-
lich um Stimmungsphänomene in Deutschland han-
delt. Vielmehr greifen sie weltweit aus, wobei in und 
für Deutschland freilich besondere Umstände gel-
ten. Diese sind auf das zurückzuführen, was gemein-
hin mit „der Geschichte“ oder mit „der Vergangen-
heit“ in Verbindung gebracht wird, also mit der Zeit 
des Nationalsozialismus und dem Holocaust. Wegen 
dieses historisch besonderen Verhältnisses zu „den 
Juden“ soll das in der Studie diagnostizierte Isra-
elbild als Seismograph und Indikator für tieferge-
hende tektonische Verschiebungen in Politik und 
Lebenswelt bedacht werden. Damit ginge die Bedeu-
tung des Gegenstandes der Umfrage weit über seine 
konkrete sachliche Eingrenzung hinaus.

Ließen sich die, das deutsche Israelbild bestimmen-
den Elemente voneinander isolieren, so träten fol-
gende Fragen zutage: Die Frage nach der politischen 
Rolle der Rede von der „Staatsraison“; die Frage 
nach dem Verhältnis von Genozid und Holocaust 
und nach Judenfeindschaft und Antisemitismus; die 
Frage nach Gedächtnis und Erinnerung sowie die 
Frage nach einem sich in Bewegung befindlichen 
deutschen Selbstverständnis („Identität“). Obschon 
eng miteinander verzahnt, weisen diese Elemente 
jeweils auffällige Besonderheiten auf. Im Folgen-
den gilt es sowohl ihre Verschränkung als auch ihre 
punktuellen Verdichtungen zu bedenken. 

Dem Ganzen soll schließlich die editorische Bemer-
kung vorausgeschickt werden, dass sich hier we-
sentlich auf den öffentlichen Diskurs bezogen wird, 
also auf die Rede über, nicht aber auf die Realität der 
Israel-Palästina-Frage wie des Nahost-Konflikts. 
Beides gänzlich voneinander zu trennen ist zuge-
gebenermaßen schwierig, sollte indes methodisch 

Die folgenden Überlegungen stellen den quantita-
tiven Erhebungen zu den deutsch-israelischen Be-
ziehungen und zum spezifisch deutschen Verhältnis 
zum Judentum heute eine qualitative Tiefenbohrung 
zur Seite. Dabei tun sich mehrere, voneinander nur 
schwer abzugrenzende Problemfelder auf. 

Auf der Phänomenebene sollen wesentlich mit dem 
Gaza-Krieg verbundene Diskurse über Israel in 
Deutschland ins Zentrum der Betrachtung gerückt 
werden. Mit diesen Diskursen in Zusammenhang 
stehen jene Veränderungen, die von den Daten der 
vorliegenden Studie offengelegt werden: etwa der 
Umstand, dass der Anteil der Deutschen, die Israel 
positiv bewerten, auf 36 Prozent gesunken ist, wäh-
rend 60 Prozent der Israelis Deutschland weiterhin 
positiv gegenüberstehen. Bemerkenswert ist dabei, 
dass diese, Israel betreffende Verschlechterung auf 
der Sympathieskala bei jüngeren Menschen beson-
ders augenfällig ist. Das sagt einiges über zukünftige 
Entwicklungen aus. 

Diese Konstellation – tiefgehende Veränderungen 
des Israelbildes in Deutschland und eine recht sta-
bile Wahrnehmung Deutschlands in Israel – legt es 
nahe, sich im Weiteren auf das deutsche Israelbild zu 
beschränken. Zudem lassen die traditionellen Zer-
klüftungen in der israelischen Gesellschaft (allein 
der Hiatus zwischen jüdischen nationalreligiösen 
Gruppierungen auf der einen und arabischen Israelis 
auf der anderen Seite) erkennen, dass absolute Zah-
len über „die Israelis“ wenig aussagefähig sind. 

Die Wirkung kollektiven Bewusstseins 

Einführend ist des Weiteren anzumerken, dass es 
sich bei den diagnostizierten tektonischen Verschie-

Dan Diner

Tektonische Verschiebungen: 
Eine historische Tiefenbohrung zum deutschen Israelbild



59

Tektonische Verschiebungen

keit nicht gerade überbordenden Enthusiasmus aus-
löste – nicht im Westen und von der Israel gegen-
über feindlich gesonnenen DDR ganz abgesehen. Von 
Zurückhaltung war auch die Entscheidung begleitet, 
dem Staate Israel und dem jüdischen Volk „Wieder-
gutmachung“ zu leisten, wie es in dem Luxemburger 
Abkommen von 1952 vertraglich zugesichert worden 
war. Mit der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Staat Israel 1965 kam diese erste Phase der deutsch-
israelischen Beziehungen zu ihrem Abschluss. Dabei 
galt es, Elemente einer sogenannten „Moralpolitik“ 
mit solchen der Realpolitik zu verbinden. Auffäl-
lig war indes, dass auch die moralische Begründung 
realpolitischen Erwägungen folgte. Bundeskanz-
ler Adenauer jedenfalls war damals nicht in der Lage, 
für die Ratifizierung des Wiedergutmachungsab-
kommens in seiner Partei beziehungsweise in der 
Koalition eine parlamentarische Mehrheit zu mo-
bilisieren. Er war gehalten, sich darin von der SPD-
Opposition unterstützen zu lassen. 

1965 setzte sich Bundeskanzler Erhard in der Frage 
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwi-
schen Bonn und Jerusalem gleichsam handstreich-
artig wider die Gegner eines solchen Vorhabens im 
eigenen Lager durch. Die Bedenkenträger trugen als 
Begründung die Hallstein-Doktrin vor sich her, will 
heißen: Sie fürchteten um die Folgen einer im Ge-
genzug erwarteten arabischen Anerkennung der 
DDR. 

Nochmals: Realpolitik und „Moralpolitik“ waren, 
was die deutsch-israelischen Beziehungen angeht, 
von Anfang an eng miteinander verzahnt. Das Wie-
dergutmachungs- oder Israel-Abkommen, wie es 
genannt wurde, war Teil der frühen bundesdeut-
schen Offensive der Westintegration und damit inte-
graler Bestandteil einer Politik des Souveränitätsge-
winns. Mit anderen Worten: Es war Bestandteil der 
damaligen Staatsraison. So verstand die Adenauer-
Regierung das Abkommen als sichtbares Signal der 
Läuterung an den Westen, wobei als Mittel zu seiner 
Beförderung im innerdeutschen Gebrauch durch-
aus auch klassische antisemitische Tropen zum Ein-
satz kamen, wie die Berufung auf eine, wie es hieß, 

versucht werden. Hier geht es also recht eigentlich 
darum, wie sich untergründig auswirkende Tenden-
zen kollektiven Bewusstseins zu jenem umfassen-
den Themenkomplex des deutschen Israelbilds ver-
dichten.

Staatsraison: Ein schillernder Begriff

Als am 18. März 2008 die damals amtierende Bun-
deskanzlerin Angela Merkel bei ihrer Rede vor der 
Knesset, dem Parlament des Staates Israel, das 
Wort von der „Sicherheit Israels als Teil der deut-
schen Staatsraison“ prägte, war nicht absehbar, zu 
welchem Grad von Erregung jene relativ abstrakte 
und deklaratorische Aussage nach einer Karenz von 
fast zwei Jahrzehnten Anlass geben würde. Aktu-
ell scheint dieses Wort die bundesdeutsche öffent-
liche Meinung nachhaltig zu bewegen – und dies 
in Folge einer breiten Ablehnung der israelischen 
Kriegsführung in Gaza. Schließlich enthält das Wort 
von der „Staatsraison“ mehr als eine bloß dahinge-
sagte Sympathieerklärung für Israel. Vielmehr ist es 
Ausdruck einer definitiven Parteinahme – eine Hal-
tung, die das Land der Deutschen offenbar verpflich-
ten soll, an die Seite des jüdischen Staates zu tre-
ten und ihm im Falle aller Fälle beizustehen – right 
or wrong!

Bei näherem Betrachten erweist sich das Wort der 
Staatsraison als weitaus schillernder, als dies auf 
erstem Blick erscheinen mag. Tatsächlich offenbart 
das Wort – seiner ursprünglichen Bedeutung nach 
– wenig erfreuliche Züge: Es verweist auf ein kate-
gorisches Pflichtenverhältnis, gar auf den Zwang, 
sich einem höheren Interesse, nämlich der gelten-
den „Raison“, also der „Vernunft“ des Staates, ge-
nauer: des Staatshandelns, zu beugen; mithin all 
dem, was dem Interesse des Staates dient und dem 
man auch gehalten ist, sich zu unterwerfen. Kurzum: 
Der Staatsraison sind Merkmale einer übergeordne-
ten, einer lastenden Vernunft eigen. Daran mag man 
ebenso schwer wie unwillig tragen. 

Lässt man das deutsch-israelische Verhältnis ge-
rafft Revue passieren, dann ist auffällig, dass es zu 
seinen Anfangszeiten in der deutschen Öffentlich-
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Inzwischen legen die gegenwärtigen Entwicklun-
gen zwischen Rhein und Oder die Ausbildung von 
Tendenzen nahe, die jene schwer erworbene und als 
Staatsraison verstandene Verwestlichung in Frage 
stellen könnten. Und dies ganz abgesehen von jenen 
gewaltigen geopolitischen Verwerfungen, die das 
Konzept des transatlantischen Westens als solches 
erschüttern. Dass der Gaza-Krieg seit 2023 derartige 
Trends, zumindest was das Verhältnis zu Israel und 
„den Juden“ angeht, in Deutschland mit befeuert, ist 
jedenfalls nicht von der Hand zu weisen.

Die Rede vom Genozid

Die deutsche „Staatsraison“ Israel und „den Juden“ 
gegenüber ruht auf dem Gedächtnis des Holocaust. 
Der Gaza-Krieg, vor allem die reale, mehr noch: die 
medial präsentierte israelische Kriegsführung, wird 
zunehmend unter das Signum von „Genozid“ ge-
stellt. Ob es sich bei der Gewalt der israelischen 
Streitkräfte gegen die Hamas und den dabei willent-
lich oder weniger willentlich hingenommenen „Kol-
lateralschäden“ an der palästinensischen Bevöl-
kerung tatsächlich im Rechtssinne um Akte eines 
Genozids gehandelt hat oder eher um Kriegsver-
brechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
werden Gerichte zu beurteilen haben. Dies soll hier 
nicht Thema sein. Was hier indes Thema zu sein hat, 
ist das mit jenen Ereignissen einhergehende, sich 
verschiebende Bewusstsein Israel und „den Juden“ 
gegenüber. So breitet sich gegenwärtig weltweit eine 
Juden gegenüber wenig gewogene Stimmung aus, 
die über den der Sache nach angemessenen Protest 
weit hinausgeht. Eher scheint sie danach zu drän-
gen, den Judenstaat und damit „die Juden“ unbe-
dingt des Verbrechens eines Genozids zu zeihen – 
ihnen jedenfalls das Kainsmal eines crime of crimes 
an die Stirn zu heften. Dieser Umstand lässt erken-
nen, dass hier tiefliegende Schichten aktiviert wer-
den, in denen sich Historisches und Theologisches 
miteinander verbinden. 

Zunächst zum Historischen, hier zum rechtsge-
schichtlichen Aspekt und damit der Vorgeschichte 
dessen, was 1944 zu dem Neologismus „Genozid“ 

„Macht der Juden“ (Adenauer). Und da die Einbin-
dung in den Westen zweifelsohne vorherrschende 
Staatsraison war, galt das Verhältnis zu Israel und 
„den Juden“ als ein relevanter Baustein im strate-
gisch-politischen Gebäude der Westintegration. 

Kanzlerin Merkels Formulierung von der „Sicher-
heit Israels als Teil der deutschen Staatsraison“ ent-
sprang hingegen ganz ohne Not den Maßgaben einer 
Moralpolitik, die den damals raumgreifenden Debat-
ten um das Gedenken an den Holocaust geschuldet 
war. Eine solche Haltung war neu, zumal das „Ge-
dächtnis des Holocaust“ eigentlich erst zum Aus-
gang der 1970er Jahre seinen Anfang nahm – trotz 
der NS-Verbrecher-Prozesse, die Ende der 1950er 
Jahre mit dem Ulmer Einsatzgruppen-Prozess be-
gannen und mit dem Auschwitz-Prozess 1963/65 
ihren Scheitelpunkt erreichten.

In den 1980er und 1990er Jahren intensivierte sich 
der Gedächtnis-Diskurs, um sich zunehmend kul-
turpolitisch zu institutionalisieren. Damals nahmen 
die mit Signifikanten wie „Gedächtnis“ und „Erin-
nerung“ verbundenen Debatten gleichsam staats-
politische Bedeutung an und wurden – einer un-
geschriebenen Präambel gleich – der Verfassung 
unterlegt. Die zum 8. Mai 1985 gehaltene Rede des 
damaligen Bundespräsidenten Weizsäcker gilt als 
deren öffentliche Initialzündung. 

Die 1989/90 erfolgte Vereinigung beider deutschen 
Staaten sollte in der Erinnerungspolitik Unter-
schiedliches nach sich ziehen. Gegenüber dem, was 
später „Geschichts- und Erinnerungskultur“ heißen 
sollte, erwiesen sich die ostdeutschen Lebenswel-
ten eher resistent. Jedenfalls vermochten sie nicht 
mit einer organisch-eigenständigen Erfahrung auf-
warten, wie sie für die alte Bundesrepublik mit ihren 
gelebten moralpolitischen Konflikten, Skandalen 
und Auseinandersetzungen signifikant gewesen war. 
Und tatsächlich wies die von Kanzlerin Merkel in der 
Knesset formulierte Äußerung von der „Sicherheit 
Israels als Teil der deutschen Staatsraison“ in ihrer 
als überschießend empfundenen Bedeutung etwas 
Nachholendes auf. 
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dürfte seine Gründe im Grad der emotionalen Erhit-
zung im Übergang von historisch-juristischen Argu-
menten zu theologisch-politisch durchwirkten Re-
aktionen haben.

Nicht von Theologie im eigentlichen Sinne des Wor-
tes ist hier die Rede, sondern von als theologisch er-
kennbaren Imprägnierungen eines sich allein po-
litisch behauptenden Diskurses. Will heißen: Ein 
unerkannter Transfer von theologischer Form und 
religiöser Metaphorik in der politischen Rede. Dazu 
gehört jener Erregungsdrang, durchaus verurtei-
lungswürdige Vorgehen israelischer Militärs unbe-
dingt als Genozid zeihen zu wollen und sich diese 
Forderung durch öffentliche Rituale als unumstöß-
liche Wahrheit bestätigen zu lassen. Solche behaup-
tete Wahrheit drängt darauf, ein Bekenntnis einzu-
fordern, ein Bekenntnis, das seiner Intensität nach 
dem eines Glaubensbekenntnisses entspricht.

So stellt sich der Verdacht ein, derartige Erregungs-
zustände gingen weniger dem Entsetzen über das 
Leid der Palästinenser hervor, als daraus, dass deren 
Leiden von Juden verursacht wird. Dieses Muster 
kommt mit althergebrachten traditionellen theo-
logischen Bildern von „den Juden“ zur Deckung. 
Und während der vom israelischen Militär ausge-
übten Gewalt die Qualität eines Genozids auferlegt 
wird, empfindet die jüdische Seite eben diese Be-
schuldigung als Gleichsetzung mit dem Holocaust 
und weist sie entsprechend erregt zurück. Der davon 
ausgelöste Wahrheitsdiskurs und das Maß der dabei 
mobilisierten Erregung erinnern an traditionelle 
theologische Disputationen. Dabei sieht sich die Be-
sonderheit des Holocaust einer Vielheit von Genozi-
den gegenüber, wobei der Rede von der Besonderheit 
des Holocaust eine vermeintliche jüdische Auser-
wähltheit unterstellt wird. Währenddessen scheint 
die Energie des Ausrufs „und es ist doch ein Geno-
zid!“ der Form nach der Aufforderung zum Glau-
bensbekenntnis „that Jesus is the Christ!“ zu ent-
sprechen. 

führte. Erste juristische Bemühungen waren in den 
1930er Jahren von dem 1915 verübten, sogenannten  
„Armenier-Massaker“ ausgegangen. Sie mündeten  
schließlich, angesichts des von Nazi-Deutschland  
verbrochenen Holocausts an den europäischen 
Juden, 1948 in die Genozid-Konvention der Verein-
ten Nationen. Dabei ist zu bedenken, dass der jü-
disch-polnische Jurist Raphael Lemkin, der die in-
ternationale Anerkennung des Genozids als Straftat 
resolut betrieb, letztendlich davon Abstand nahm, 
die für den Holocaust signifikanten Tatbestands-
merkmale einer Vernichtung der bloßen Vernichtung 
wegen ins Zentrum der neuen Begriffsbestimmung 
zu rücken. Vielmehr rekurrierte er auf den nazideut-
schen „Generalplan Ost“, bei dem es weniger um die 
für den Holocaust – nochmals – signifikante totale 
Vernichtung ging, sondern um das, was die Nazis für 
die slawischen Völker Osteuropas vorgesehen hatten:  
die Vernichtung eines Dittels der Bevölkerung, die 
Versklavung eines weiteren Drittels und die Entfüh-
rung wie „Germanisierung“ des letzten, vornehm-
lich aus Kindern bestehenden Drittels.

Obschon die Genozid-Konvention vom Ereignis 
des Holocaust, der nationalsozialistischen „Endlö-
sung der Judenfrage“, angestoßen worden war, öff-
nete sich die Tatbestandsdefinition des Völkermords 
schon im Zustand nascendi Kollektivverbrechen 
schwächerer Intensität. Dies mochte ihrer nötigen  
universellen Akzeptanz geschuldet gewesen sein, 
aber auch dem Umstand, dass die Bedeutung des 
Holocaust in seiner Totalität noch nicht wirklich 
verstanden worden war. Auch in Nürnberg stand die 
„Endlösung“ nicht als besonderer Anklagepunkt auf 
der strafrechtlichen Agenda. Das Ergebnis war letzt-
endlich paradox: Zwar zog die juristische Definition  
des Genozids ihre historische Legitimität wesentlich 
aus dem Schrecken des Holocaust, löste sich aber im 
weiteren Verlauf von diesem. Und im aktuellen erin-
nerungspolitischen Gebrauch vermag sie sich auch 
gegen diesen zu wenden. Dabei war der Holocaust, 
empirisch und an der juristischen Definition vom 
Genozid gemessen, ein totaler, ein absoluter Geno-
zid. Dass ihm in öffentlicher Rede durch Vergleichs-
diskurse eine solche Wertigkeit entzogen wird, 
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chern (zynisch oder sarkastisch) mit der Prognose 
aufwartet, dass „die Antisemiten … unsere zuverläs-
sigsten Freunde [sein werden] und die antisemiti-
schen Länder unsere Verbündeten …“ 

Solche Trends ergeben sich aus den empirischen Be-
funden der Bertelsmann-Studie zum deutsch-israe-
lischen Verhältnis. Sie machen deutlich, dass es sich 
bei diesem Gegenstand um mehr handelt als um be-
ständig schwankende Beziehungen zwischen zwei 
Staaten beziehungsweise deren Bevölkerungen zu-
einander. Das deutsch-israelische Verhältnis kommt 
einem Brennglas gleich, in dem sich große Verschie-
bungen und Veränderungen abbilden lassen. Sie er-
legen auch und gerade all jenen, die sich mit dem 
deutsch-jüdischen Verhältnis und dem Bilde von 
„den Juden“ befassen, eine besondere Verantwor-
tung auf – eine Verantwortung auch in Bezug auf 
das, was unter historischem Bewusstsein und poli-
tischer Urteilskraft zu verstehen ist. Insofern ist der 
Gegenstand der Studie Indikator von und Seismo-
graph für Verwerfungen, die weit über ihn selbst  
hinausreichen. 

Verfasst im November 2025

Das Verhältnis zu „den Juden“ als  
Seismograph 

Ein politischer Diskurs, der Israel und „die Juden“ 
ins Zentrum rückt, kann von ihm vorausgehenden  
theologischen Imprägnierungen nicht frei sein. Das 
liegt in seiner „Natur“ begründet – will heißen:  
in der Präsenz „der Juden“ im christlichen Kanon. 
Festzuhalten bleibt, dass dies wenig über den realen  
Konflikt in Israel/Palästina aussagt, umso mehr aber 
über den Charakter der angesichts des Konflikts ge- 
führten Rede. Es ist demnach nicht verwunderlich,  
dass dieser Diskurs von einem Anschwellen juden-
feindlicher Ressentiments begleitet wird. Hierfür  
bedarf es nicht erst einer Überschreitung der 
Schwelle hin zu einem ideologisch formierten Anti
semitismus. Jenes Ressentiment ist schwer greifbar, 
weist die Konsistenz von Mehltau auf und erscheint 
in komplexen Legierungen, kaum in reiner Gestalt. 

Das Verhältnis zu „den Juden“ kommt einem Schib-
boleth, einem Erkennungsmal gleich. Ob der Gaza-
Krieg eine neue Qualität judenfeindlicher Regun-
gen verfestigt, wird die Zukunft zeigen. Indes geht 
es auch um mehr. In Verbindung mit tiefgreifenden 
politischen Veränderungen weltweit und in Europa 
gerät gegenwärtig vieles in Fluss. So will es schei-
nen, dass in Deutschland gegenwärtig das alte bun-
desrepublikanische Parteiensystem zur Disposition 
steht. Dies wird das Verhältnis „zur Geschichte“, 
will heißen: zu „der Vergangenheit“ und damit auch 
zu „den Juden“, verändern. Diese Tendenz muss 
keine katastrophischen Verwerfungen analog der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts nach sich ziehen. 
Vieles gemahnt eher an das 19. Jahrhundert. Darauf 
verweisen jedenfalls die sich gegenwärtig in Bewe-
gung befindlichen Konturen der „Großen Politik“. 
Manches davon gilt auch für den jüdischen Staat, 
was dazu führt, dass die dort zunehmend beherr-
schend werdende Politik nur scheinbar paradox die 
Nähe zu Gruppen und Parteiungen im Ausland sucht, 
die „den Juden“ traditionell nicht gerade wohlge-
sonnen waren. Und dies ganz im Sinne des Sehers 
und ideellen Begründers des Judenstaates, Theodor 
Herzl, der zur Jahrhundertwende in seinen Tagebü-
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